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Liebe Leserinnen und Leser,

Sie halten den Jahresbericht des Oberlandesgerichts fir das Jahr
2020 in der Hand. Ich mochte Ihnen damit einen Uberblick tber die
Aufgaben und die Tatigkeit des Gerichts in diesem fr uns alle be-

sonderem Jahr geben.

Die Corona-Pandemie hat in diesem Jahr das gesamte 6ffentliche
und private Leben geprdagt. Fir das Oberlandesgericht haben sich
— wie in allen anderen Bereichen auch — groBe Herausforderungen

ergeben. Gewohntes musste aufgegeben, Neues kurzfristig in An-

griff genommen werden. Vom Beinahe-Stillstand bis zur beschleunigten Digitalisierung waren
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in nicht gekanntem MafBe gefordert. Fir ihre Geduld und
Flexibilitat, ihren Eifer und Verstandnis im neuen Arbeitsalltag in der Pandemie mdchte ich mei-

nen groBen Dank aussprechen.

Der Jahresbericht stellt wie gewohnt auch die Tatigkeit des Oberlandesgerichts jenseits der
Rechtsprechung vor. Neben den MaBnahmen zum Gesundheitsschutz von Beschaftigten und
Rechtssuchenden zur Bewaltigung der Pandemie lag der Schwerpunkt auf der Digitalisierung.
Dies wird auch im neuen Jahr so sein, denn das Oberlandesgericht wird sich wie viele Gerichte

des Bezirks in 2021 auf die elektronische Aktenfiihrung einstellen.

FUr das kommende Jahr winsche ich mir, dass wir als Gericht wieder mehr am 6ffentlichen
Leben teilnehmen kdnnen. 2021 jahrt sich der Geburtstag von Sophie Scholl zum 100. Mal.
Wir wollen gemeinsam mit dem Oldenburgischen Staatstheater daran erinnern. Im Mai hat das
Sttick ,,Name: Sophie Scholl” im GroBen Sitzungssaal Premiere. AuBerdem wollen wir eine Aus-

stellung zur WeiBBen Rose zeigen. Zu beiden Veranstaltungen méchte ich Sie herzlich einladen.
Ich winsche Ihnen fir 2021 viel Glick und Gesundheit!

Herzlich Ihre

vaéw_,

Prasidentin des Oberlandesgerichts
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1. Das Oberlandesgericht Oldenburg im Uberblick

Das Oberlandesgericht Oldenburg ist eines von drei Oberlandesgerichten in Niedersachsen. In
seinem Einzugsbereich leben rund 2,4 Millionen Einwohner. Zum Bezirk des Oberlandesgerichts
gehoren drei Landgerichte (Aurich, Oldenburg, Osnabriick) und 23 Amtsgerichte (Aurich, Bad
lburg, Bersenbrlck, Brake, Cloppenburg, Delmenhorst, Emden, Jever, Leer, Lingen, Meppen,
Norden, Nordenham, Nordhorn, Oldenburg, Osnabrick, Papenburg, Varel, Vechta, Wes-

terstede, Wildeshausen, Wilhelmshaven, Wittmund).
Das Oberlandesgericht ist in der Region das héchste Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit.

Die Rechtssachen werden in 14 Zivilsenaten, von denen vier zugleich Familiensenate sind, zwei
Strafsenaten und einem BuBgeldsenat bearbeitet. Die Senate sind in der Regel mit drei Richte-
rinnen oder Richtern besetzt, einer/m Vorsitzenden und zwei Beisitzer/-innen. Insgesamt sind

148 Mitarbeiter beim Oberlandesgericht beschaftigt, davon 54 Richterinnen und Richter.

Neben der Rechtsprechung werden im Oberlandesgericht eine Vielzahl von Verwaltungsaufga-
ben (Personal- und Haushaltsangelegenheiten, Aus- und Fortbildung, Organisationsberatung
etc.) wahrgenommen. Das Oberlandesgericht bildet dabei die Schnittstelle zwischen den Prasi-
dialgerichten (Landgerichte Aurich, Oldenburg und Osnabrick sowie Amtsgericht Osnabriick)

und dem Niedersachsischen Justizministerium.

Dem Oberlandesgericht sind der Zentrale IT-Betrieb Niedersachsische Justiz sowie der Ambu-

lante Justizsozialdienst Niedersachsen und die Stiftung Opferhilfe Niedersachsen angegliedert.

Weitere Informationen Uber das Oberlandesgericht finden Sie auf der Homepage (www.ober-

landesgericht-oldenburg.niedersachsen.de).



file://///JUSTIZ/OLGOL/OLGOL_Gruppen/Presse/Projekte%202020/Jahresbericht%202020/Entwürfe%20Jahresbericht%202020/www.oberlandesgericht-oldenburg.niedersachsen.de
file://///JUSTIZ/OLGOL/OLGOL_Gruppen/Presse/Projekte%202020/Jahresbericht%202020/Entwürfe%20Jahresbericht%202020/www.oberlandesgericht-oldenburg.niedersachsen.de

2. Personalnachrichten
2.1. Wechsel des Vizeprasidenten des Oberlandesgerichts Oldenburg

Am 31. Januar 2020 wurde Dr. Michael Kodde aus seinem Amt als Vizeprasident des Ober-

landesgerichts Oldenburg verabschiedet.

Dr. Michael Kodde wurde 1954 in Osnabriick geboren. Nach dem
Studium in Gottingen und dem anschlieBenden Referendariat trat
Dr. Kodde 1983 in den richterlichen Dienst des Landes Nieder-
sachsen ein. 1987 folgte die Ernennung zum Richter am Landge-
richt Oldenburg und 1991 die Ernennung zum Richter am Ober-
landesgericht. Seit 1999 war Dr. Michael Kodde Vizeprasident des
Oberlandesgerichts Oldenburg, dessen Leitung er zwischen dem

Ausscheiden des ehemaligen Prasidenten Dr. Kircher und dem

Amtsantritt von Prasidentin van Hove im Juni 2016 flr insgesamt

. . . Dr. Michael Kodde
17 Monate kommissarisch Ubernahm. Bildrechte: Privat

Zum neuen Vizeprasidenten des Oberlandesgerichts wurde Dr.
Hans Oehlers (Jahrgang 1965) ernannt. Dr. Oehlers stammt aus
Rotenburg und studierte an den Universitaten Osnabriick und

Hamburg. Nach dem zweiten Staatsexamen im Jahr 1996 war

er zwei Jahre als Rechtsanwalt in Osnabrick tatig und trat dann
in den niedersachsischen Justizdienst ein. Im Jahr 2002 erfolgte
die Beférderung zum Richter am Oberlandesgericht. Seit 2009

| war Dr. Oehlers Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht und

leitete zunachst einen Familiensenat und seit 2015 den Senat

Dr. Hans Oehlers
Bildrechte: OLG Oldenburg fur Arzthaftungsrecht_

Dr. Oehlers ist seit 2010 stellvertretender Vorsitzender des Schiedsgerichts der IHK Oldenburg
und Lehrbeauftragter an der Universitat Osnabriick, seit 2015 stellvertretender Vorsitzender
der Ethikkommission der European Medical School Oldenburg/Groningen und war bis zu sei-
ner Ernennung zum Vizeprasidenten Vorsitzender des Niedersachsischen Dienstgerichtshofs

flr Richter beim Oberlandesgericht Celle.




Dr. Hans Oehlers ist verheiratet und hat drei Kinder.

(v. 1) Herr Dr. Oehlers, Frau van Hove und Herr Dr. Kodde bei der Feierlichkeit zum Wechsel im Amt des Vizeprasidenten.
Im Hintergrund: Die symbolisch von Herrn Dr. Kodde an den Nagel gehdngte Richterrobe.
Bildrechte: OLG Oldenburg

Im Rahmen einer kleinen Feierstunde wurde Dr. Michael Kodde von zahlreichen Kolleginnen
und Kollegen aus dem Hause und aus dem ganzen Bezirk in seinen wohlverdienten Ruhestand

verabschiedet und Dr. Hans Oehlers in seinem neuen Amt als Vizeprasident begrt3t.

2.2. Neueinstellung und Ausbildung
Auch 2020 hat sich die Justiz als starker und zudem krisensicherer Arbeitgeber prasentiert:

31 Richterinnen und 12 Richter, so viele wie in den letzten Jahren nicht, haben im Jahr 2020
ihren Dienst im Bezirk des Oberlandesgerichts angetreten. Sie sind ,Richter auf Probe”, bevor
sie — meist nach etwa drei Jahren — eine erste feste Planstelle erhalten und als Richter auf
Lebenszeit die Amtsbezeichnung ,Richter am Amtsgericht” oder ,Richter am Landgericht”

fUhren.




16 Absolventinnen und Absolventen des diesjahrigen Studienabschlusses an der Norddeut-
schen Hochschule fir Rechtspflege in Hildesheim (HR Nord) haben erfolgreich ihr Rechtspflege-
studium abgeschlossen und mit ihrer Ubernahme in das Beamtenverhéltnis auf Probe zum
1. Oktober 2020 ihre berufliche Tatigkeit als Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger bei den

Amtsgerichten des hiesigen Bezirks aufgenommen.

39 junge Menschen haben Ende September ihre Ernennungsurkunden zu Rechtspflegeranwar-
terinnen und -anwartern ausgehandigt bekommen. Die neuen Kolleginnen und Kollegen konn-
ten sich unter 531 Bewerbungen durchsetzen. Sie haben am 1. Oktober 2020 ihren Vorberei-
tungsdienst zum Rechtspfleger im Bezirk des Oberlandesgerichts Oldenburg begonnen. Das
Studium dauert insgesamt drei Jahre. 24 Monate werden die Studierenden an der HR Nord die
benotigte Theorie erlernen, die sie sodann in den praktischen Abschnitten von insgesamt einem
Jahr bei einem Amtsgericht und einer Staatsanwaltschaft umsetzen kénnen. Nach erfolgreicher

Prifung erhalten sie den Fachhochschulabschluss , Diplom-Rechtspfleger/in (FH)".

Bei der Auswahl der Anwarterinnen und Anwarter hat sich das Oberlandesgericht Oldenburg
als Vorreiter in der Modernisierung des Einstellungsverfahrens erwiesen. In einer landesweit
einmaligen Pilotierungsphase im Rechtspflegerdienst ist der erste Baustein des Einstellungsver-
fahrens, der schriftliche Vortest, durch einen Online-Test ersetzt worden. Dieser kann von den
Bewerberinnen und Bewerbern von zu Hause aus absolviert werden und wird automatisch aus-
gewertet. Nach dem erfolgreichen Verlauf dieser Pilotierung wird der Online-Test in Abstim-
mung mit den Oberlandesgerichten Braunschweig und Celle nunmehr landesweit und nicht
nur far den Vorbereitungsdienst des dualen Studiums der Rechtspflege, sondern auch fur die
Einstellungsverfahren des ehemaligen mittleren Dienstes und des Gerichtsvollzieherdienstes
eingesetzt. Damit bleibt die Personalgewinnung modern und konkurrenzfahig und auch fur die

Bewerberinnen und Bewerber attraktiv.

21 junge Beamtinnen und Beamten konnten nach erfolgreicher Ausbildung zur Justizfachwir-
tin/zum Justizfachwirt zum Justizsekretar bzw. zur Justizsekretarin ernannt werden (19 Frauen,

2 Manner).

Am 1. September 2020 haben 33 Justizsekretaranwarterinnen und -anwarter ihre Ernen-
nungsurkunden durch die Prasidentin des Oberlandesgerichts, Anke van Hove, ausgehandigt

bekommen.




Wie bereits erwahnt, wird seit Oktober auch das Auswahlverfahren fir die Laufbahn der Jus-
tizfachwirte online durchgefihrt. Der bisher durchgefihrte schriftliche Einstellungstest ist
durch einen Online-Test ersetzt worden. Die Bewerber kbnnen am Tablet/Notebook von zu

Hause aus die Fragen aus den verschiedenen Themenbereichen beantworten.

Wegen des erhdhten Bedarfs (unerwartete vorzeitige Altersabgdnge) sind im gesamten OLG-
Bezirk bisher 32 befristete Ersatzeinstellungen als Justizangestellte fur die Tatigkeiten in Ser-

viceeinheiten eingestellt worden.

Weiterhin wurden funf neue Anwarterinnen und Anwarter im Gerichtsvollzieherdienst einge-
stellt. Die anspruchsvolle 18-monatige Gerichtsvollzieherausbildung steht neuerdings auch Per-
sonen offen, die vorher nicht in der Justiz tatig waren. Durch eine Verbesserung der Vergitung

wurde die Attraktivitat des — teilzeitgeeigneten — Berufes noch einmal erhoht.

Zum 1. Juni 2020 wurden insgesamt drei ausgebildete Gerichtsvollzieherinnen und Gerichts-

vollzieher ernannt.

Durch diese Neueinstellungen leistet das Oberlandesgericht einen wesentlichen Beitrag zur wei-
teren Beschleunigung der Zwangsvollstreckungen. Auch die zeitweise sehr hohe Belastung im

Gerichtsvollzieherdienst konnte so deutlich gesenkt werden.

Auf die kinftigen Gerichtsvollzieher warten vielfaltige Aufgaben. Sie holen z.B. auf Betreiben
von Glaubigern Ausklnfte Gber die Schuldner ein, nehmen die Zwangsvollstreckung in das be-
wegliche Vermdgen vor oder erwirken die Herausgabe von Gegenstanden. Auch Zwangsrau-

mungen von Wohnungen gehéren zum Aufgabenbereich.

Weitere Informationen zur Ausbildungen in der Justiz erhalten Sie auf der Homepage des Ober-

landesgerichts Oldenburg unter www.oberlandesgericht-oldenburg.niedersachsen.de oder un-

ter www.Gerechtigkeit-Gemeinsam-Gestalten.de.



http://www.oberlandesgericht-oldenburg.niedersachsen.de/
file:///C:/Users/J006692/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/S04IY556/www.Gerechtigkeit-Gemeinsam-Gestalten.de

2.3. Einstellungsinterviews in Corona-Zeiten

|||||
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Bildrechte: OLG Oldenburg

Als im Marz dieses Jahres der erste sog. Lockdown verhangt wurde, stellte sich die Frage, ob
und gegebenenfalls in welcher Form weiterhin Einstellungsinterviews fir den Richterdienst
stattfinden kdnnen. Das Risiko, dass damit verbunden war, in gréBerer Runde mit Vertreterin-
nen und Vertretern des Justizministeriums, der Generalstaatsanwaltschaft, des Oberlandesge-
richts, des Richterprasidialrates und weiteren Beteiligten zusammenzukommen, erschien kaum
vertretbar. Auf die Durchfiihrung von Einstellungsinterviews zu verzichten, war angesichts des
Bedarfs an hochqualifizierten und auch persoénlich fir den Richterdienst geeigneten Nach-
wuchskraften keine Alternative. Das Oberlandesgericht trat daher mit der Bitte an das Justizmi-
nisterium heran, digitale Gesprachsformate nutzen zu durfen. Dieser Bitte wurde innerhalb ktr-
zester Zeit entsprochen, so dass bereits am 26. Marz die ersten Einstellungsinterviews unter
Einsatz von Skype-for-Business stattfinden konnten. Bei diesen Gesprachen sind die Bewerberin
/ der Bewerber und ein Mitglied der Einstellungskommission persénlich anwesend, die weiteren
Beteiligten werden online zugeschaltet. Bereits nach den ersten Einstellungsinterviews waren
sich alle darUber einig, dass das neue Format zumindest wahrend der Pandemie eine gute Al-

ternative zu den herkémmlichen Einstellungsinterviews darstellt.




2.4. Dr. Marco Bartsch zum Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht ernannt

Zum Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht Oldenburg wurde

der 52-jahrige Dr. Marco Bartsch ernannt.

Nach dem Abitur in LUbeck studierte Dr. Bartsch Rechtswissen-
schaften an der Universitat Osnabriick, wo er auch als wissen-

schaftlicher Mitarbeiter tatig war und 1999 promoviert wurde.

Dr. Bartsch trat 1999 in die niedersachsische Justiz ein und war als

Dr. Marco Bartsch . .

Bildrechte: OLG Oldenburg Proberichter bei der Staatsanwaltschaft Osnabrlck, dem Amtsge-
richt Vechta und in der Verwaltung des Oberlandesgerichts Oldenburg eingesetzt. 2002 wurde
er zum Richter am Landgericht in Oldenburg ernannt. 2008 folgte die Ernennung zum Richter
am Oberlandesgericht. Hier war er zuletzt im Senat fur Arzthaftungs- und Versicherungsrecht

tatig.

Als Vorsitzender Ubernimmt Dr. Bartsch den 1. Zivilsenat des Oberlandesgerichts, der fur Versi-

cherungsrecht, Insolvenzrecht und allgemeine Zivilsachen zustandig ist.

Er ist stellvertretendes richterliches Mitglied des Gerichtshofs fur die Heilberufe Niedersachsen
und stellvertretendes Mitglied der Medizinischen Ethikkommission der Carl von Ossietzky Uni-

versitat Oldenburg.

Dr. Bartsch ist verheiratet und hat zwei Kinder.

2.5. Dr. Boris Waruschewski zum Richter am Oberlandesgericht ernannt

Seinen Dienst als Richter am Oberlandesgericht Oldenburg hat Anfang
des Jahres Dr. Boris Waruschewski angetreten. Der 44-Jahrige Waru-
schewski wurde in Munster geboren. Nach dem Studium der Rechtswis-
senschaften an der Universitat Osnabriick und dem ersten Staatsexamen

in Hannover absolvierte Dr. Waruschewski ein Aufbaustudium im Gebiet

des Wirtschaftsstrafrechts. Im Jahr 2006 folgte das zweite Staatsexamen

Dr. Boris Waruschewski und im Anschluss eine Tatigkeit als Rechtsanwalt. Seit 2009 ist Dr. Boris
Bildrechte: OLG Oldenburg

Waruschewski in der niedersachsischen Justiz tatig. Ab 2013 war er als




Richter am Landgericht Oldenburg eingesetzt. Am Oberlandesgericht ist Dr. Waruschewski Mit-

glied des 1. Zivilsenats, der unter anderem fir Versicherungsrecht zustandig ist.

Dr. Waruschewski ist verheiratet und hat vier Kinder.

2.6. Dr. Daniel Stolz zum Richter am Oberlandesgericht ernannt

Ebenfalls zum Richter am Oberlandesgericht Oldenburg wurde
Dr. Daniel Stolz ernannt. Dr. Stolz stammt aus Leer, wo er auch
sein Abitur ablegte und seinen Zivildienst beim Deutschen Kin-

derschutzbund absolvierte.

Nach dem Studium der Rechtswissenschaften in Bonn und dem '
1. Staatsexamen folgten das Referendariat im Bezirk des Ober- giﬁd?ei?ng;ssmt

landesgerichts KoIn, das 2. Staatsexamen und sodann die Promotion, die — wie bereits das
Studium — von der Studienstiftung des Deutschen Volkes geférdert wurde und die Dr. Stolz mit

,summa cum laude” abschloss.

Dr. Stolz arbeitete im Anschluss als Rechtsanwalt in Hamburg. 2011 trat er in den h&heren
Justizdienst des Landes Niedersachsen ein, unter anderem kehrte er dabei als Proberichter in
seine Heimatstadt Leer zurlick. Von 2014 bis 2016 war Dr. Stolz als Prasidialassessor in der
Verwaltung des Oberlandesgerichts Oldenburg eingesetzt. Seit 2016 war er beim Landgericht
Oldenburg tatig.

Dr. Daniel Stolz ist beim Oberlandesgericht Mitglied des 3. Zivilsenats, der unter anderem fir
Familien- und Erbrecht zustandig ist. AuBerdem hat er das Referat fir Qualitdtsmanagement,
Organisation und Fortbildung — und damit wahrend der Corona-Krise eine Vielzahl von Aufga-

ben Ubernommen.

Dr. Stolz ist verheiratet und hat drei Kinder.

2.7. Sebastian Hohdorf zum Richter am Oberlandesgericht ernannt

Weiterhin wurde Sebastian Hohdorf zum Richter am Oberlandesgericht Oldenburg. Der 39-

Jahrige stammt aus Rheine und studierte an der Universitat Osnabriick. Das Referendariat




absolvierte Hohdorf im Bezirk des Oberlandesgerichts 74
Oldenburg. 2010 trat er in den ho&heren Justizdienst des
Landes Niedersachsen ein. Nach Stationen bei der
Staatsanwaltschaft und dem Landgericht Aurich sowie beim
Amtsgericht Lingen war er beim Landgericht Osnabriick
eingesetzt, wo er 2015 seine erste Planstelle erhielt. Von
November 2019 bis April 2020 war Sebastian Hohdorf bereits

. ) . . ) Sebastian Hohdorf
im Wege der Abordnung beim Oberlandesgericht tatig. Er ist  Bildrechte: OLG Oldenburg

jetzt Mitglied des 8. Zivilsenats, der sich im Schwerpunkt mit Bank- und Kapitalanlagerecht

beschaftigt.

2.8. Neue Wege der Nachwuchsgewinnung: Die Justizassistenz

Das Oberlandesgericht Oldenburg geht neue Wege
der Nachwuchsgewinnung und Nachwuchsférderung. .
Gemeinsam mit den Oberlandesgerichten in Braun-

schweig und Celle ist die ,Justizassistenz” ins Leben

gerufen worden. An diesem deutschlandweit einzigar- Just i z
| | o | Ass @ stenz
tigem Projekt beteiligen sich auch die Staatsanwalt- N Sdereacheen

schaften und alle Fachgerichte in Niedersachsen.

Ziel der Justizassistenz ist es, potenziellen Nachwuchs-

kraften frihzeitig einen authentischen Einblick in die
praktische richterliche und staatsanwaltliche Arbeitswelt zu bieten. Junge Juristinnen und Juris-

ten sollen fUr die Attraktivitat der Arbeitsplatze in der Justiz begeistert werden.

»Im Rahmen des Referendariats geht es vorrangig um die Vorbereitung auf die zweite juristi-
sche Staatsprtfung. Dabei kann leicht der Blick fir , die Zeit danach” aus dem Fokus geraten.
Wir wollen den Referendarinnen und Referendaren zeigen, was die Justiz zu bieten hat, und
sie ermuntern, sich fur einen Beruf bei Gericht oder bei der Staatsanwaltschaft zu entscheiden.
Gemeinsam mit den Oberlandesgerichten Braunschweig und Celle ist uns daher die Idee der
»Justizassistenz” gekommen,” beschreibt die zustandige Referatsleiterin am Oberlandesgericht

Oldenburg, Frau Klane, die Beweggrinde fir das Projekt.




Zum 1. November 2020 konnte der erste Richterassistent im Oberlandesgerichtsbezirk Olden-
burg begriBt werden. Er wird beim Amtsgericht Osnabrick, an seinem Wohnort, eingesetzt.
Zu seinem Aufgabengebiet gehort unter anderem, bei schwierigen Rechtsfragen gutachterlich
Stellung zu nehmen und in umfangreichen Prozessen die Richterinnen und Richter bei der Be-
wadltigung des Streitstoffs zu unterstitzen. Frau Klane betont: , Wichtig ist uns, dass die Rich-
terassistentinnen und Richterassistenten bei konkreten Sachverhalten, die aktuell zur Entschei-
dung anstehen, eingebunden werden. Dadurch erleben sie den echten Arbeitsalltag an einem

niedersachsischen Gericht.”

Die Richterassistenz wird im kommenden Jahr weiter ausgebaut. Es sollen insgesamt 16 Stellen

an den verschiedenen Gerichten im Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg geschaffen werden.

Mehr Informationen dazu finden Sie unter: https://oberlandesqgericht-oldenburg.niedersach-

sen.de/startseite/karriere/richterassistenz/.

3. Die Rechtsprechung im Jahr 2020
3.1. Zahlen und Daten

Im Jahr 2020 gingen insgesamt rund 76.175 Verfahren bei den Amts- und Landgerichten des
Bezirks des Oberlandesgerichts ein. Davon entfielen ca. 40% auf Zivilsachen, 36% auf Strafsa-
chen und 24% auf Familiensachen. Die Zahl der Verfahren ist im Vergleich zum Vorjahr leicht
gefallen, nachdem 2019 im Vergleich zu den Jahren 2014 bis 2018 ein leichter Anstieg zu

verzeichnen war.

Eingegangene Verfahren im gesamten Bezirk des
Oberlandesgerichts Oldenburg
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Beim Oberlandesgericht selbst gingen 2020 insgesamt 3.025 Verfahren ein. Dies sind fast 23
% weniger als 2019 jedoch immer noch 18 % mehr als in 2018. Die unterschiedlichen Ein-
gangszahlen waren vor allem bei den Zivilsachen zu verzeichnen. Der ganz erhebliche Anstieg
im Jahr 2019 war vor allem den zahlreichen Verfahren in Zusammenhang mit der sogenannten
.Abgas-Problematik” geschuldet. Fast 2/3 der Zivilverfahren des Jahres 2019 waren diesem
Themenkomplex zuzuordnen. Von den Eingdngen der Berufungen in Zivilsachen im Jahr 2020

betrafen ,nur noch” ca. die Halfte der Verfahren diese Thematik.

Der GroBteil der gesamten eingegangen Verfahren im Jahr 2020 entfiel — wie regelmaBig — auf
das Zivilrecht (etwa 71,54 %), gefolgt vom Familien- (etwa 20,66%) und vom Strafrecht (etwa
7,8%). Dem Gesamteingang von 3.025 Verfahren standen im Jahr 2020 insgesamt 3.161 Erle-
digungen gegenilber. Damit wurden erneut erheblich mehr Verfahren erledigt als vor der Kla-

gewelle durch die Abgas-Problematik.

Eingegangene Verfahren beim Oberlandesgericht Oldenburg
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Die durchschnittliche Erledigungsdauer ist im Vergleich zum Vorjahr in Zivilsachen und Famili-
ensachen um circa einen Montag angestiegen. Bei den Berufungen betrug die durchschnittliche
Erledigungsdauer in Zivilsachen 6,4 Monate, in Strafsachen 0,9 Monate und in Familiensachen
4,3 Monate. Die Zunahme der Erledigungsdauer dirfte durch den Notbetrieb von Mitte Marz
bis Mitte April verursacht worden sein. Es fanden grundsatzlich nur noch unaufschiebbare Ver-
handlungen — insbesondere Haftsachen, ermittlungsrichterliche Tatigkeiten, familien- und be-
treuungsgerichtliche Eilsachen — statt. Trotz zeitweisem Notbetrieb ist es dem Oberlandesge-
richt auch 2020 gelungen, die Verfahren zeitnah zu bearbeiten und so zu Rechtsfrieden und

Rechtssicherheit beizutragen.
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3.2. Ausgewaihlte Entscheidungen in Zivilsachen

3.2.1. Arzthaftungsprozess — Oberlandesgericht bestatigt Schmerzensgeld von
800.000 Euro wegen Behandlungsfehlers

Arztliche Behandlungsfehler kénnen fir die Betroffenen weitreichende Folgen fiir das gesamte

weitere Leben haben. In der Folge kann den Betroffenen ein Schmerzensgeld fir kérperliche

und seelische Leiden zustehen.

Der Arzthaftungssenat des Oberlandesgerichts Oldenburg bestatigte eine Entscheidung des
Landgerichts Aurich, wonach einem Jungen ein Schmerzensgeld von 800.000 Euro zugespro-
chen wurde. Eine solche Summe ist im deutschen Gerichtsalltag ungewohnlich hoch. Der Senat
musste allerdings auch ganz erhebliche immaterielle Schaden feststellen, so dass er diese hohe

Summe als gerechtfertigt ansah.

Der Junge war im Alter von finf Jahren mit Fieber und Schittelfrost ins Krankenhaus eingelie-
fert worden. Erst am Morgen des nachsten Tages gegen 07:00 Uhr aus Anlass des Schicht-
wechsels wurden die Behandler auf groBflachige dunkle Flecken im Gesicht und am Kérper des
Klagers aufmerksam, die sie zutreffend als Nekrosen (abgestorbenes Gewebe) infolge einer
durch Meningokokken ausgeldsten Blutvergiftung einordneten. Daraufhin wurde das Kind in

die Intensivmedizin der Kinderklinik nach Oldenburg Gberfuhrt.

Nach Uberzeugung der Richter war den Behandlern des Klagers der Vorwurf eines groben Be-
handlungsfehlers zu machen, unter anderem deshalb, weil der zustédndige Pfleger den Zustand
des Klagers in der Nacht trotz entsprechender Hinweise der Mutter ignorierte und trotz der

erkennbaren Nekrosen keinen Arzt hinzuzog. Aufgrund der Infektion erlitt der Junge Nekrosen




am ganzen Korper, die Unterschenkel mussten amputiert werden. Er ist dauerhaft auf einen
Rollstuhl angewiesen. Dreieinhalb Jahre lang musste der Junge wegen der Narben so gut wie
rund um die Uhr einen Ganzkdrperkompressionsanzug tragen. Er musste und muss weiterhin,
bis er ausgewachsen ist, vielfach operiert werden, weil das Narbengewebe nicht wie unbescha-
digte Haut mitwachst und auch die Beinstimpfe dem Wachstum angepasst werden mussen.
Grol3e Teile der Haut sind durch Narben entstellt. Mit einem Arm kann er nicht richtig greifen

und schreiben. Der Junge leidet zudem unter starken Phantomschmerzen und Panikattacken.

Die beklagte Klinik hielt das vom Landgericht zugesprochene Schmerzensgeld von 800.000
Euro fir zu hoch. Dem widersprach der Senat. Zu beriicksichtigen sei neben der Schwere der
erlittenen Verletzungen insbesondere das Alter des Klagers. Die genannten Einschrankungen
und Leiden, die der Junge bislang zu erdulden hatte und denen er zuklnftig ausgesetzt sein

wird, rechtfertigten ein Schmerzensgeld von 800.000 Euro, so der Senat.

Urteil vom 18. Mdrz 2020, Az. 5 U 196/18, Oberlandesgericht Oldenburg.

3.2.2. Hundebiss am Strand von Nethen
Schmerzensgeld trotz Mitverschuldens

Der Hundestrand im Beachclub Nethen (Ammerland) ist bei Zwei- und Vierbeinern beliebt. Die
Hunde durfen dort ohne Leine laufen und kénnen Strand und Wasser genief3en. Manchmal
kommt es aber — wie anderenorts auch — zu Argernissen zwischen den Hunden, bei denen
auch Menschen verletzt werden kénnen. Uber einen solchen Fall hatte der 5. Zivilsenat des

Oberlandesgerichts Oldenburg entschieden.

Zwei Frauen waren mit ihren Hunden am Strand spazieren. Die Hunde gerieten in eine Ausei-
nandersetzung. Die Klagerin versuchte einzugreifen. lhrer Schilderung zufolge griff sie ihrem
Hund in den Nacken, um ihn von dem anderen Hund zu trennen. Dabei habe sie weder direkt
vor die Schnauze des anderen Hundes gegriffen, noch den vorderen Halsbereich ihres Hundes
umfasst. Trotzdem wurde sie vom Hund der Beklagten in den linken Unterarm gebissen und
erlitt mehrere blutige Bissverletzungen, die bei einer stationdren Aufnahme im Krankenhaus

gendht werden mussten. Sie hat nach wie vor eine Narbe.




Wegen dieser Sache zog sie vor Gericht und verlangte von der Beklagten ein Schmerzensgeld
von mindestens 4.000 Euro. Denn grundsatzlich gilt, dass ein Hundehalter fur die sogenannte

. Tiergefahr” seines Hundes haftet.

Der Senat bestatigte die Entscheidung des Landgerichts Oldenburg, nach der der Klagerin ein
Schmerzensgeld in Hohe von 800 Euro zusteht. Damit hat der Senat die Berufung der Klagerin,
die ein hdheres Schmerzensgeld haben wollte, zuriickgewiesen. Denn die Klagerin musse sich
ein Mitverschulden von 80% anrechnen lassen, so die Richter. Sie musse sich zum einen die
Tiergefahr ihres eigenen Hundes zurechnen lassen, auch wenn diese weniger schwer wiege, als
die Tiergefahr des Hundes, der sie gebissen habe. Daneben begriinde aber auch ihr eigenes
Verhalten ein Mitverschulden. Es sei in hohem Male leichtfertig, in eine brenzlige Auseinan-
dersetzung zweier angriffslustiger Hunde ohne Schutzvorrichtung einzugreifen. Dies habe die
Klagerin letztlich auch selbst eingesehen und daher im Rahmen einer ,, WhatsApp”-Nachricht
an die Beklagte eingerdumt, man solle ,in ein Hundegefecht nicht einschreiten”. Ein Schmer-
zensgeld von 800 Euro — wie vom Landgericht zugesprochen — sei daher jedenfalls nicht zu

niedrig, so der Senat.

Oberlandesgericht Oldenburg, Az. 5 U 114/19, Hinweisbeschluss vom 03.09.2019, Beschluss
vom 04.10.2019.

3.2.3. Trennung und Scheidung - welchen Nachnamen tragt das gemeinsame Kind?

Voraussetzungen fir eine sogenannte ,,Einbenennung”

Wenn Eltern sich trennen, finden die gemeinsamen Kinder ihren Lebensmittelpunkt meist bei
einem Elternteil. Haufig bleiben sie bei der Mutter, manchmal auch beim Vater. Manchmal
kommt es dann vor, dass der Elternteil, bei dem das Kind lebt, auch méchte, dass das Kind
seinen Nachnamen tragt, obwohl das Kind wahrend der Ehe den Nachnamen des anderen El-
ternteils bekommen hat. Wann ist eine solche sogenannte , Einbenennung” maoglich? Hierlber

hatte der 3. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Oldenburg zu entscheiden.

Der siebenjahrige Junge war nach der Trennung der Eltern zunachst bei der Mutter in Aurich
geblieben. Er trug auch den Nachnamen der Mutter. Spater wechselte er zum Vater. Er lebt

jetzt mit seinem Vater und dessen neuer Ehefrau in einem Haushalt. Der Vater wollte, dass das




Kind seinen Nachnamen annehme, weil dies unter anderem in der Schule einfacher sei. Das

Kind identifiziere sich auch mit dem vaterlichen Namen.

Der Senat bestatigte die Entscheidung der ersten Instanz: Die Voraussetzungen fir eine Einbe-
nennung lagen nicht vor. Die grundsatzlich erforderliche Zustimmung des anderen Elternteils
(§ 1618 BGB) kdnne im vorliegenden Fall nicht gerichtlich ersetzt werden. Hierfir galten hohe
Hirden. Es musse festgestellt werden, dass die Annahme des neuen Namens zum Wohl des
Kindes erforderlich sei. Es reiche nicht aus, dem Kind nur Unannehmlichkeiten zu ersparen.
Erforderlich sei, dass die Einbenennung unerlasslich sei, um konkret drohende Schaden von
dem Kind abzuwenden, etwa wenn das Kind durch die Namensdifferenz auBerordentlich psy-
chisch belastet sei. Eine Einbenennung scheide aber grundsatzlich aus, wenn — wie im vorlie-
genden Fall — zwischen dem Kind und dem Elternteil, dessen Zustimmung ersetzt werden solle,

eine tragfahige Beziehung bestehe.

Der Kindesvater hat auf einen entsprechenden Hinweis des Senats seine Beschwerde gegen die

erstinstanzliche Entscheidung zuriickgenommen.

Oberlandesgericht Oldenburg, Az. 3 UF 145/19, Hinweisbeschluss vom 12.11.2019.

3.2.4. Verlust des Zimmers im Seniorenheim?
Kindigung unwirksam

FUr viele ist es eine Erleichterung, flr sich oder altere Angehérige endlich einen Platz in einem
Seniorenheim gefunden zu haben. ,, Auf Dauer” soll es dann meist sein. Mit einer Kiindigung

rechnet man nicht. Doch auch hier kann es zu Kiindigungen kommen.

Der 1. Zivilsenat des Oberlandesgerichts entschied einen Streit um eine Kindigung zwischen
einem Heim und einer Heimbewohnerin: Die Seniorin darf im Heim wohnen bleiben. Die Kin-

digung ist unwirksam.

Der Hintergrund: Die alte Dame zog 2015 in die Demenzabteilung des Heims in Osnabrick.
Nachdem die Seniorin nach einem Krankenhausaufenthalt medikamentds neu eingestellt
wurde, zeigte sie sich viel unruhiger als zuvor. Das Heim erklarte die Kiindigung und forderte

den Auszug der Seniorin. Die Heimleitung behauptete, die alte Dame stére den Heimfrieden




erheblich, laufe standig umher, gehe in die Zimmer anderer Bewohner, 6ffne dort Ttren und
Fenster und schaue bei der Intimpflege zu. Sie sei aggressiv und boxe die Pflegekréafte, stelle
ihnen und anderen Bewohnern das Bein und fahre sie mit dem Rollator an. AuBBerdem esse und

trinke sie nicht mehr richtig. Sie stelle eine Gefahr fur sich und andere dar.

Das Landgericht Osnabrlck wies die Raumungsklage des Heims ab. Die Kiindigung sei unwirk-
sam. Der Senat bestatigte die Entscheidung des Landgerichts. Ein Heimvertrag kénne von Seiten
des Heims nur aus wichtigem Grund gekindigt werden (§ 12 Wohn- und Betreuungsvertrags-
gesetz - WBVG), wenn dem Heim ein Festhalten am Vertrag nicht zumutbar sei. Dies sei hier
nicht der Fall. Abzuwagen seien die Interessen des alten Menschen, einen Umzug und die damit
verbundenen Schwierigkeiten zu vermeiden und die Interessen des Heims, sich von dem Vertrag
zu l6sen. Vorliegend sei zu bertcksichtigen, dass dem Heim die Demenzerkrankung der alten
Dame bereits bei deren Einzug bekannt gewesen sei. Gewisse Verhaltensauffalligkeiten seien
daher hinzunehmen. Es sei auch nicht erkennbar, dass es tatsachlich schon zu Sach- oder gar
Kérperschaden gekommen sei. Das Heim habe auch nicht dargestellt, dass es bereits MaBnah-
men ergriffen habe, um die Seniorin von dem geschilderten Verhalten abzuhalten. Die Abwa-
gung ergebe, dass sich das behauptete Verhalten der alten Dame in dem Rahmen bewege, der
von dem Betreiber eines Pflegeheims von Bewohnern einer Demenzabteilung noch hingenom-

men werden musse. Die alte Dame darf ihr Zimmer jetzt behalten.

Oberlandesgericht Oldenburg, Urteil vom 28.05.2020, Aktenzeichen 1 U 156/19.

3.2.5. Oberlandesgericht Oldenburg zur Haftung in ,,Abgas-Fallen”
VW haftet auch far von Audi hergestellte Motoren im VW Touareg

Falle im Rahmen der sogenannten , Abgasaffare” beschaftigen die Gerichte weiterhin in erheb-
lichem MaBe. Der Bundesgerichtshof hat die Haftung von VW bereits in mehreren Fallen besta-
tigt und den klagenden Autofahrern Schadensersatz zugesprochen. Es gibt aber immer noch

Fallkonstellationen, in denen die Haftung bislang ungeklart ist.

Der 11. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Oldenburg verkindete ein weiteres Urteil zum sog.

~Abgasskandal” und anderte ein Urteil des Landgerichts Aurich. Der Senat sprach einem Pkw-
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EigentUmer aus Emden in zweiter Instanz Schadensersatz zu. Eine Besonderheit im entschiede-
nen Fall: Beim Motor des VW Touareg V6 mit der Schadstoffklasse Euro 6 W des Klagers handelt
es sich nicht um den vielfach bekannten und von VW hergestellten Motor EA 189, welcher den
Abgasskandal ins Rollen gebracht hat. Vielmehr ist in dem Fahrzeug ein von Audi hergestellter
Dieselmotor (EA 897) verbaut.

In dem konkreten Fall hatte ein Pkw-Eigentimer geklagt, der den VW Touareg mit dem Motor
des Typs EA 897 vor Bekanntwerden der mutmaBlichen Dieselmanipulationen im Herbst 2015
erworben hatte. 2019 reichte er dann Schadensersatzklage gegen VW ein und forderte den
Kaufpreis zurlick. Der Vertrieb der Fahrzeuge stelle, so der Klager, dhnlich wie beim bekannten
Motor EA 189, eine vorsatzliche sittenwidrige Schadigung durch VW dar. Sein Fahrzeug sei von
einem amtlichen Rackruf des Kraftfahrt-Bundesamtes betroffen. Ausschlaggebend fir die Haf-
tung von VW sei, dass die Entscheidung fiir den Einsatz des mit einer unzulassigen Abschalt-

einrichtung ausgestatteten Motors vom VW-Konzern ausgegangen sei.

In dem Verfahren verteidigte VW sich gegen den Vorwurf der sittenwidrigen Schadigung mit
dem Hinweis, nicht Hersteller und Entwickler des Motors zu sein. Hersteller sei die Firma Audi.
Im VW Touareg sei gerade nicht der bekannte Motor EA 189 verbaut. Die Motorsoftware sei

dementsprechend nicht vergleichbar.

Das klageabweisende Urteil des Landgerichts hob der Senat teilweise auf und entschied, dass
VW auf Schadensersatz hafte. Es liege eine unzulassige Abschalteinrichtung vor und das Inver-
kehrbringen der hiermit versehenden Fahrzeuge stelle eine vorsatzliche sittenwidrige Schadi-
gung dar. Die Programmierung der Motorsteuerung des Motors EA 897 sei zwar nicht identisch
mit der im Falle des Motors EA 189, aber doch so dhnlich programmiert, dass sie rechtlich

genauso zu behandeln sei.

VW hafte selbst, obwohl Audi den Dieselmotor samt Software entwickelt und hergestellt habe,
denn VW habe in Bezug auf die Entwicklung und Verwendung des Motors EA 897 und dessen
Software die grundlegenden strategischen Entscheidungen mitgetroffen und die entsprechen-

den Entscheidungen der Tochtergesellschaften Audi abgesegnet.

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskraftig. Der Senat hat die Revision zum Bundesgerichtshof

zugelassen.

Oberlandesgericht Oldenburg, Urteil vom 16.10.2020, Aktenzeichen 11 U 2/20.
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3.3. Ausgewahlte Entscheidungen in Straf- und BuBBgeldsachen
3.3.1. Unfalltod von zwei Motorradfahrern — Anklageerhebung angeordnet

Der 1. Strafsenat des OLG Oldenburg ordnete in einem Fall die Anklageerhebung an, obwohl
das Verfahren zuvor eingestellt war. Es ging um einen Unfall im Landkreis Vechta, bei dem zwei

Motoradfahrer starben.

Die beiden Motorradfahrer waren an einem sonnigen Herbsttag mit ihren Motorradern unter-
wegs, als ihnen ein Autofahrer entgegenkam. Als der Autofahrer nach links abbiegen wollte,
Ubersah er wegen der tiefstehenden Abendsonne die beiden Motorradfahrer. Es kam zu einer

Kollision. Die beiden Motorradfahrer starben noch am Unfallort.

Die Staatsanwaltschaft stellte das Verfahren gegen den Autofahrer zunachst ein. Der Unfall sei
unvermeidbar gewesen, denn der Autofahrer habe zum Zeitpunkt des Unfalls gegen die tief-
stehende Sonne blicken mussen. Es sei daher nicht auszuschlieBen, dass er die Motorradfahrer

wegen der Sonnenblendung nicht erkennen konnte.

Die Hinterbliebenen legten gegen die Einstellung des Verfahrens Beschwerde ein. Die General-
staatsanwaltschaft in Oldenburg lehnte eine Anderung der Entscheidung ab: Dem Autofahrer
kdnne kein strafrechtlicher Vorwurf gemacht werden. Von ihm habe nicht verlangt werden
kénnen, so lange zu warten, bis er nicht mehr geblendet wirde — also quasi bis zum Sonnen-

untergang.

Dieser Argumentation schlossen sich die Richter des 1. Strafsenats nicht an: Man durfe nicht
einfach ,blind” weiterfahren, ohne eine Gefdhrdung anderer Verkehrsteilnehmer auszuschlie-
Ben. Wenn es nicht anders gehe, misse man so lange warten, bis man wieder richtig sehen
kdnne, was vor einem sei. Dartber hinaus habe es fir den Autofahrer viel nahergelegen, zum
Beispiel vor dem Abbiegen am Rand anzuhalten, bis sich seine Augen an die Blendung gewohnt
hatten.

Diese Entscheidung ist rechtskraftig. Die Staatsanwaltschaft Oldenburg muss jetzt Anklage er-

heben, damit diese Sache vor Gericht verhandelt wird.

Oberlandesgericht Oldenburg, Az. 1 W 60/20, Beschluss vom 19.03.2020.
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3.3.2. VerstoB gegen Denkmalschutz auf Norderney

Oberlandesgericht bestétigt BuBgeld in Héhe von 60.000 Euro

Durch den Denkmalschutz sollen historische Gebdude dauerhaft unverfalscht erhalten bleiben.
Damit soll dem kulturellen Erbe der Gesellschaft Rechnung getragen und an historische Bau-
kunst und Lebensweise erinnert werden. Ein Versto3 gegen denkmalrechtliche Vorschriften
kann mit BuBgeld geahndet werden. Dass dies auch ganz erheblich ausfallen kann, bestatigte

der Senat fur BuBBgeldsachen des Oberlandesgerichts Oldenburg.

Ein Kaufmann aus Aurich hatte 2017 ein mehrstdckiges Gebaude aus dem 19. Jahrhundert auf
Norderney erworben. Im Rahmen des Umbaus lieB er — ohne eine denkmalschutzrechtliche
Genehmigung — alte Innenwande entfernen und durch neue Leichtbauwande ersetzen, alte
Taroffnungen zumauern und neue schaffen, auf den alten Dielen Leitungen verlegen und die
alten Decken abhangen. Der Landkreis Aurich verhangte ein BuBgeld in Hohe von 60.000 Euro.
Auf den Einspruch des Mannes hin wurde die Sache vor dem Amtsgericht Aurich verhandelt.
Dort wurde der Kaufmann verurteilt. Die GeldbuBe von 60.000 Euro blieb bestehen. Der Mann
habe vorsatzlich gehandelt, so das Amtsgericht, denn er habe im Rahmen des Kaufvertrages

bestatigt, dass ihm bekannt sei, ein Baudenkmal zu erwerben.

Gegen das amtsgerichtliche Urteil wendete sich der Mann mit seiner Rechtsbeschwerde mit der

er unter anderem die Hohe des BuBgeldes angriff.

Die Rechtsbeschwerde vor dem Oberlandesgericht blieb ohne Erfolg. Durch die vorgenomme-
nen Arbeiten sei es zu einer Substanzbeeintrachtigung des Baudenkmals gekommen. Ange-
sichts der vorliegenden vorsatzlichen Begehungsweise sei das hohe Bu3geld von 60.000 Euro
gerechtfertigt. Dabei sei zu berlcksichtigen, dass durch rechtswidrige Eingriffe in Denkmaler
den Tatern groBBe wirtschaftliche Vorteile, der Allgemeinheit jedoch schwere, nicht wieder gut-

zumachende Verluste entstanden.

Oberlandesgericht Oldenburg, Beschluss vom 30.06.2020, 2 Ss (OWi) 163/20.
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3.4. Ausgewaihlte Entscheidungen als Auswirkungen der Corona-Pandemie
3.4.1. Haftbefehle in Corona-Zeiten

Waéhrend seit Ende Marz viele Gerichtsverfahren wegen ,, Corona”-Gefahr zur Gewahrleistung
des Schutzes von Justizmitarbeiterinnen und -mitarbeitern und Rechtsuchenden wahrend des
ersten sogenannten ,Lock-Downs” aufgehoben und verschoben wurden, ging der Geschafts-
betrieb der Justiz im Ubrigen wie gewohnt weiter. Urteile wurden vorbereitet und geschrieben,

Schriftsatze gewechselt, Geldstrafen vollstreckt — und haufig auch Haftbefehle.

Der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts Oldenburg wies in diesem Zusammenhang unter an-
derem in zwei Fallen Einwendungen gegen Haftbefehle wegen einer méglichen Corona-Anste-

ckungsgefahr im Justizvollzug zurtck.

In einem Fall hatte sich ein 67-jahriger Angeklagter, der seit Februar 2019 in Untersuchungshaft
sall und im August 2019 vom Landgericht in Osnabrick wegen schweren sexuellen Miss-
brauchs von Kindern zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 13 Jahren verurteilt worden war, gegen
seine Inhaftierung gewandt. Das Urteil aus Osnabriick war noch nicht rechtskraftig, deswegen
sal3 der Mann nach wie vor in Untersuchungshaft (,,U-Haft”). Der Mann argumentierte, ange-
sichts seiner Krebs- und Diabeteserkrankung sei wegen der mit der Corona-Pandemie verbun-
denen Gefahren die Fortdauer der Untersuchungshaft nicht mit seinem Grundrecht auf kérper-

liche Unversehrtheit zu vereinbaren.

Dem folgte der Senat nicht. Ein Haftbefehl darf zwar nicht vollstreckt werden, wenn die kon-
krete Gefahr besteht, dass der Gefangene schwerwiegende Gesundheitsschaden davontragt.
Dies gelte aber nicht, wenn der Gefahr durch die Ausgestaltung des Vollzugs — etwa Behand-
lung im Vollzugskrankenhaus — Rechnung getragen werden kénne. Dass dies hier nicht méglich

sei, sei nicht ersichtlich, so der Senat.

In einem weiteren Fall hatte sich ein 51-jahriger Mann gegen einen Haftbefehl gewandt; der
Mann war bereits mehrfach im Haftkrankenhaus gewesen. Die Stationsarztin hatte bescheinigt,
dass der Mann haftféhig sei. Der Senat entschied, dass der Haftbefehl aufrechterhalten bleibt.
Den wegen der Corona-Pandemie drohenden Gefahren werde seitens der Justizvollzugsanstalt

Rechnung getragen.

Oberlandesgericht Oldenburg, Beschlisse vom 5.5.2020 (1 Ws 176/20) und vom 29.4.2020 (1
Ausl 29/18).
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3.4.2. Auch Schoffen sind gesetzliche Richter

Nach dem Grundgesetz hat jeder das Recht auf seinen ,gesetzlichen Richter” (Art. 101 GG).
Das heif3t, dass im Vorhinein feststehen muss, welches Gericht und welcher konkrete Richter
flr einen Prozess zustandig ist. Deswegen gibt es bei den Gerichten sogenannte , Geschafts-
verteilungsplane”. Danach wird jéhrlich im Vorhinein festgelegt, dass zum Beispiel Richter A fur
die Anklagen mit den laufenden Aktenzeichen mit den Endnummern 1 bis 5 und Richter B fur

die Anklagen mit den laufenden Aktenzeichen mit den Endnummer 6 bis 0 zustandig ist.

Das Recht auf den gesetzlichen Richter gilt auch fur Schoffen. Das heiBt, dass im Vorhinein fir
ein Jahr ausgelost wird, welcher Schéffe zustandig ist, wenn ein Verfahren an einem bestimm-
ten Tag beginnt, also zum Beispiel am 1.7.2020. Diese Schoffen bleiben dann fur das gesamte

Verfahren dabei, auch wenn die Hauptverhandlung viele Tage oder gar Wochen dauert.

Der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts hatte in einem Fall zu entscheiden, in dem eine An-
geklagte geltend machte, das Gericht sei nicht richtig besetzt, es seien die falschen Schoffen
dabei. Hintergrund war, dass die Hauptverhandlung wegen der Corona-Krise nicht an dem
zunachst geplanten Terminstag begann, sondern der Beginn knapp vier Wochen verschoben
wurde und erst an dem Tag begann, der regular schon der 4. Verhandlungstag gewesen ware.
Die Angeklagte stellte sich auf den Standpunkt, es seien daher die fir den zunachst geplanten
Terminstag ausgelosten Schéffen zustandig, nicht die fir den Terminstag, an dem das Verfah-

ren tatsachlich begann.

Der Senat sah dies anders und bestatigte, dass der Vorsitzende der Strafkammer die , richtigen”
Schoffen geladen habe: Das Gericht sei richtig besetzt. Die Schéffen seien fir den Tag ausgelost

gewesen, an den die Verhandlung tatsachlich begonnen habe. Allein hierauf komme es an.

Die Verhandlung fand sodann mit den vom Gericht hinzugezogenen, zustandigen Schoffen

statt.

Oberlandesgericht Oldenburg, Beschluss vom 14.05.2020, Aktenzeichen 1 Ws 190/20.
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3.5. Mehr Raum fiir Recht
Neue Gerichtsséle in Containern auf dem alten JVA-Geldnde in Oldenburg

»Corona” zeigt, dass es manchmal besonders schnell gehen muss — und kann: Auf dem Ge-
lande der alten JVA im Gerichtsviertel stehen seit September drei Container als Sitzungssale

bereit. Die Justiz in Oldenburg reagiert damit flexibel auf die rdumlichen Anforderungen, die

sich durch die aktuelle Pandemie-Situation ergeben haben.

Bildrechte: LG Oldenburg

A

Die Gerichtssale im Landgerichtsgebaude an der EIiaaBe 5| Zum nichvt sehr groB.
Der zurzeit gebotene Sicherheitsabstand zur Vermeidung einer Corona-Infektion kann dort
nicht immer eingehalten werden, so dass einige Sale gesperrt werden mussten. Das Oberlan-
desgericht und das Landgericht haben daher gemeinsam — zunachst provisorische — Abhilfe

geschaffen: Im alten Innenhof der JVA wurden drei Container a 54 gm aufgestellt und als Sit-

26



zungssale ausgestattet. Durch die GréBe der Container kann ein ausreichender Abstand zwi-
schen den Prozessbeteiligten gewahrt werden. Zusatzlich wurden Plexiglastrennwande instal-
liert. Ein weiterer Container dient als Warteraum fir Zeugen und Sachverstandige. Die Zuwe-

gung erfolgt Uber die Sicherheitsschleuse der JVA an der GerichtsstraBe.

Die Niedersachsische Justizministerin Havliza, die Prasidentin des Oberlandesgerichts van Hove
und der Landgerichtsprasident Dr. Rieckhoff nahmen die Raumlichkeiten Anfang September in
Betrieb.

Frau Havliza, Herr Dr. Rieckhoff und Frau van Hove bei der Inbetriebnahme der Container.
Bildrechte: OLG OL
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4. Das Oberlandesgericht jenseits der Rechtsprechung

Auch jenseits der Rechtsprechung gab es im Jahr 2020 einiges, tber das sich zu berichten lohnt.

4.1. Corona: Vom Beinahe-Stillstand zur beschleunigten Digitalisierung

Das Referat fiir Organisation und Fortbildung im Krisenmanagement

Seit Anfang Marz 2020 nahm die sich rasant ausbreitende Corona-Pandemie das gesamte Land
und damit auch die Justiz im Bezirk des Oberlandesgerichts Oldenburg fest in den Griff. Schnell
anderten sich im Justizalltag die Rahmenbedingungen. Ausgehend von Konferenzen der Bun-
deskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander wurden die Lan-
desregierungen aktiv. In Hannover beschloss die Landesregierung die ,Niedersachsische Ver-
ordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-Virus”, die mit ihren Regelungen zu
Hygieneschutz und Abstand auch den justiziellen Dienstbetrieb sowie den Gerichtsalltag mit

Publikumsverkehr betraf und bis heute betrifft.

Die Prasidentin des Oberlandesgerichts bildete bereits am

Kontakdormansas

ner einwe

16. Marz 2020 einen Krisenstab, um tagesaktuell auf die
Entwicklungen reagieren zu kénnen. Der Krisenstab, beste-
hend aus dem Referenten des Organisationsreferats und

seinen Mitarbeitern, der Referentin fUr Haushaltsangele-

genheiten, Vertretern von Bezirksrichter- und Bezirksperso-
Bildrechte: OLG Oldenburg nalrat und der Geschaftsleitung des Oberlandesgerichts,
etablierte sich rasch und wurde zur Anlaufstelle fir den ganzen Bezirk. Wichtigste Aufgabe des
von der Prasidentin geleiteten Expertengremiums war von Anfang an, die Vorgaben aus Ver-
ordnungslage und ministeriellen Erlassen unter Berticksichtigung der Belange der Bediensteten
so umzusetzen, dass sich der Justizbetrieb mdglichst fortsetzen und zugleich ein maximaler

Schutz von Bediensteten und Besuchern gewahrleisten lasst.

Kurz darauf Gberschlugen sich die Ereignisse. Am 18. Marz 2020 kiindigte die Bundeskanzlerin
bundesweite Einschrankungen beispiellosen AusmaBes an. In den folgenden Tagen und Wo-
chen kam das offentliche Leben in Deutschland in weiten Teilen zum Erliegen. Parallel zum

sogenannten , Lockdown” in Gesellschaft, Kultur und Wirtschaft gingen auch die Gerichte im
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Bezirk des Oberlandesgerichts in einen ,,Notbetrieb” Uber. Grundsatzlich fanden nur noch un-
aufschiebbare Verhandlungen — Haftsachen, ermittlungsrichterliche Tatigkeiten, familien- und
betreuungsgerichtliche Eilsachen sowie langdauernde Strafverhandlungen — statt. Dieser Zu-
stand dauerte mehrere Wochen an. Verfahren konnten nicht fortgesetzt werden, Antrage blie-

ben unbearbeitet. Arbeitsriickstande liefen auf.

In dieser Zeit des erzwungenen Innehaltens, eines auch in der Justizgeschichte Niedersachsens
einzigartigen landesweiten Notbetriebs, setzte die Justizverwaltung in ihrem Handeln neue Ak-
zente. Das bislang vor allem der Pandemiedynamik unterworfene Reagieren wich einem Agie-
ren — getragen von dem Bedurfnis, die Situation mithilfe gestaltender MaBnahmen wieder in
den Griff zu bekommen, den Dienstbetrieb wiederaufzunehmen und einem erneuten Stillstand
maoglichst vorzubeugen. Dazu bedurfte es Investitionen. Mitte April 2020 wies das Niedersach-
sische Justizministerium dem Oberlandesgericht Oldenburg Haushaltsmittel in Héhe von
576.000 € zu — und zwar mit dem Ziel, die Gerichte im Bezirk so auszustatten, dass auch in der

Pandemie ein Betrieb maglich sei.

Eingangsbereich des Oberlandesgerichts
Bildrechte: OLG Oldenburg

Der OLG-Krisenstab machte sich ans Werk. In Abstimmung mit den Gerichtsleitungen im Bezirk
erfolgte die zentrale Anschaffung von Mund-Nasen-Schutz-Masken sowie FFP2-Schutzmasken,
Handschuhen, Desinfektionsmitteln und Schutzanziigen (vor allem fur Gerichtsvollzieher und
Betreuungsrichter). Diese Schutzausrtstung, ausgerichtet an den BedUrfnissen von circa 2.500
Beschaftigten, wurden auf die 23 Amts- und vier Landgerichte so-
wie das Oberlandesgericht selbst verteilt. Dies stellte die Mitarbei-
ter des Organisationsreferats — unter héchstem Zeitdruck — vor

komplexe logistische Herausforderungen. Es gelang, die Bedarfe

Bildrechte: OLG Oldenburg
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samtlicher Gerichte zu decken und — in den Folgemonaten — gedeckt zu halten. Gleichzeitig
stellte das Oberlandesgericht den Prasidialgerichten Mittel zur Verflgung, um in eigener Ver-
antwortung und ausgerichtet an den o&rtlichen Bedurfnissen Plexiglasscheiben etwa fur Sit-
zungssadle oder Kontaktbereiche (wie die Rechtsantragsstelle oder die Eingangsbereiche) zu

beschaffen.

Bild links: Gerichtssaal mit Plexiglastrennwdnden

Bild rechts: Empfang mit Plexiglastrennwanden
Bildrechte: OLG Oldenburg

Schon Ende April — und damit deutlich vor der landesweiten Umsetzung — legte das Oberlan-
desgericht Oldenburg fir alle Gerichte des Bezirks eine allgemeine Maskenpflicht innerhalb der
Gerichtsgebaude sowohl fur Besucher als auch fir Bedienstete fest. Die gegenseitige Ricksicht-
nahme war damit betonte Grundlage weiterer MaBnahmen. Die Organisationsabteilung ent-
wickelte das Muster eines Hygienekonzepts, ausgerichtet an den Besonderheiten des Gerichts-
alltags. Dieses traf auf Zustimmung im Bezirk, wurde dort aufgegriffen und an die einzelnen
Hauser angepasst. Bezirksweit bauten zudem fleiBige Mitarbeiter geeignete Sitzungssdle pan-
demiegerecht um, Desinfektions- und Liftungsregime fanden Eingang in den Arbeitsalltag. Ei-
niges lieB sich rasch realisieren, anderes bedurfte langerer Vorbereitungszeit. Generelle Prob-
lemstellungen, wie die Auflésung der Mehrfachbelegung von Zimmern oder die Gewahrleis-
tung eines pandemie-hygienisch unbedenklichen Sitzungsbetriebs, beschaftigten den Krisen-

stab bis weit in den Herbst/Winter hinein in verschiedenen Nuancierungen.

Mit erneutem, in der Intensitat bislang nicht bekannten Anstieg der Corona-Fallzahlen seit Ok-
tober 2020 zeigte sich der Erfolg der Strategie, zentrale Schutzstandards zu setzen, um gleich-
zeitig individuelle Handlungsspielrdume zu belassen: Trotz durchschnittlicher Inzidenzwerte in
den Landkreisen des OLG-Bezirks von deutlich Gber 100 (Neuansteckungen innerhalb von sie-
ben Tagen bezogen auf 100.000 Einwohner) mit Spitzenwerten in einzelnen Landkreisen von

teilweise bis zu 300, ist der Justizbetrieb in allen 27 Gerichten des Bezirks bis zum Ende des
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Jahres 2020 von relevanten Ausfallen verschont geblieben; Infektionsketten innerhalb der Ge-
richte bleiben (nahezu) aus. Anders als noch im Friihjahr haben sich die Gerichte auf die ,zweite
Welle” als vorbereitet erwiesen — sowohl hinsichtlich ihrer Ausstattung als auch hinsichtlich
ihrer strukturellen und personellen Krisenorganisation. Auch wenn die Richter flr die Zeit des
erneuten Lockdowns ab dem 16. Dezember 2020 gehalten sind, den Sitzungsbetrieb an die
aktuelle Pandemiesituation anzupassen, arbeitet die Justiz im Bezirk des Oberlandesgerichts

Oldenburg zum Abschluss des Jahres 2020 nach wie vor im Regelbetrieb.

Einen gewichtigen Beitrag leistet hierbei die zunehmende Digitalisierung der Justiz. Nach der
ersten Phase des Stillstands im Frihjahr trat — wie in anderen Bereichen der Gesellschaft auch
— zunehmend das Bedurfnis in den Vordergrund, technische Méglichkeiten zu nutzen, um per-
sonliche Kontakte und damit Infektionsgefahren zu reduzieren. Exemplarisch traf sich der Kri-
senstab des Oberlandesgerichts nur in der ersten Woche nach Einrichten persénlich, um dann
ab der Folgewoche samtliche Konferenzen online tber Skype-for-Business zu fihren. Sehr
schnell anderte sich das grundsatzliche Kommunikationsverhalten in der Justizverwaltung: Zu-
mal es galt, Dienstreisen zu vermeiden, soweit nicht unaufschiebbar notwendig, nahmen die
Mitarbeiter der Verwaltung nunmehr primar tGber Online-Plattformen Kontakt zueinander auf.
Prasenzveranstaltungen verschwanden nahezu gerduschlos aus dem Arbeitsalltag. Es scheint
absehbar zu sein, dass — Sonderfélle wie etwa Personalgesprache ausgenommen — auch nach
dem Ende der Pandemie zahlreiche Besprechungen, insbesondere solche mit Reiseaufwand vie-

ler Personen im Falle einer Prasenzveranstaltung, online durchgefihrt werden.

Das Entwickeln technischer Lésungen hat das Organisations- und Fortbildungsreferat Gber die
zurlickliegenden Monate hinweg bezirksweit intensiv begleitet und geférdert. Nachdem das
Niedersachsische Justizministerium mit Erlass vom 13. Mdrz 2020 samtliche Fortbildungsveran-
staltungen untersagt hatte, hat das Referat den Fokus zeitnah auf online durchgefiihrte For-
mate verlegt. Ohne sich zukilnftig der Vorteile einer persdénlichen Begegnung vollstandig bege-
ben zu wollen, fanden in der zweiten Halfte des Jahres sowohl Veranstaltungen der Wissens-
vermittlung und -vertiefung als auch solche des Erfahrungsaustauschs unter Nutzung verschie-
dener Kommunikationsplattformen online statt. Indem sie potenzielle Referenten bei Bedarf fur
digitale Veranstaltungsformate schulen, agieren die Mitarbeiter des Fortbildungsreferats auch
als Multiplikatoren. Digitale Kompetenzen unter Referenten ebenso wie Rezipienten weiter aus-
zubauen, soll es auch in Zukunft erméglichen, wirtschaftlich giinstige, terminlich flexible und

auch aus dem Homeoffice erreichbare Veranstaltungen anbieten zu kénnen.
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Wie im Bereich der Fortbildung hat sich auch hinsichtlich der Ausbildung gezeigt, dass sich aus
der Not eine Tugend machen lasst. Arbeitsgemeinschaften der Referendare treffen sich mittler-
weile online; ebenso laufen Teile des Rechtspflegerstudiums digital. Auch bei der Ausbildung
der Justizanwarter in den Service-Einheiten der Gerichte sind die Beschaftigten bereits teilweise
dazu Ubergegangen, sich vom jeweiligen Arbeitsplatz aus gegenseitig den Bildschirm zu pra-
sentieren, um den Gang zum Kollegen oder zur Kollegin und damit die unmittelbare personli-
che Nahe zu vermeiden. Die Pandemie hat sowohl auf Seiten der Ausbildenden als auch der
Auszubildenden die Bereitschaft geférdert, neue Wege zu beschreiten. Die in der Ausbildung

zur Verfligung stehenden Optionen haben sich damit im Ergebnis erweitert.

Gleiches gilt hinsichtlich der Arbeit im Homeoffice. Schon zu Beginn der Krise, namlich im ei-
gentlichen ersten , Lockdown”, hat sich gezeigt, dass die fortschreitende Digitalisierung der
Arbeitsstrukturen mit einer Mobilisierung des Arbeitsplatzes einhergehen muss, um die groBt-
maogliche Flexibilitat der Beschaftigten zu erreichen. Dass die Arbeitsriickstande infolge des
»Lockdowns” im Frihjahr in noch ertraglichem Ausmal3 blieben, hatte vor allem zwei Griinde.
Zum einen konnten einige Mitarbeiter von Service-Einheiten vollstandig von zu Hause aus tatig
werden, da sie nach MalBgabe der entsprechenden Dienstvereinbarung Uber mobiles
Equipment oder eine Arbeitsplatzausstattung im hauslichen Umfeld verfigen. Zum anderen
war schon vor der Pandemie ein nicht unerheblicher Teil der Richter und Rechtspfleger im Bezirk
mit Notebooks ausgestattet. Mithilfe des zentralen IT-Betriebs der niedersachsischen Justiz lie-
Ben sich die bis dahin noch nicht von zu Hause aus genutzten Notebooks fir den Zugang in
das Justiznetzwerk freischalten und damit eine Arbeit von zu Hause aus auch in zahlreichen
Fachanwendungen ermdglichen. Im Verlaufe der Pandemie gelang es auf diese Weise, Mitar-
beiter fur (teilweise) Homeoffice-Losungen zu gewinnen, die Prasenz in den Hausern zu verrin-
gern und in der Folge mehrfach belegte Zimmer durch frei gewordene Arbeitspldtze in Einzel-

zimmer umzugestalten.

Die Prasidentin des Oberlandesgerichts hat daraufhin zum Ende des Jahres entschieden, neben
der turnusgemaBen Ausstattung des Landes mit Notebooks weitere 80 Gerate fur Richter und
Rechtspfleger und 35 Exemplare fir Bedienstete in Service-Einheiten anzuschaffen. Zudem be-
absichtigt die Organisationabteilung des Oberlandesgerichts, Arbeitsmodelle unter Einsatz mo-
biler Endgerate im Jahr 2021 zu projektieren, um aus der pandemiebedingten Flexibilisierung

auch fur die Zukunft Nutzen ziehen zu konnen.
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SchlieBlich haben sich auch in der Kernkompetenz der Justiz, der Rechtsprechung, bislang nicht
oder kaum genutzte digitale Wege fir die zuklnftige Verwendung empfohlen. Infolge der in
der niedersachsischen Corona-Verordnung vorgegebenen Abstandsregelungen fur 6ffentliche
sowie nichtoffentliche Veranstaltungen sind in zahlreichen Gerichten des Bezirks bislang ge-
nutzte (kleine) Sitzungssale vortbergehend nicht nutzbar. Darauf haben einige Gerichte vor
allem fur gréBere Verfahren auBergerichtliche Raumlichkeiten (etwa kommunale Sale), andere
Gerichte — vergleichbar einigen Schulen — Saalcontainer fir den Sitzungsdienst angemietet. So-
wohl im Oberlandesgericht selbst als auch im gesamten Bezirk haben die Richterinnen und
Richter die bis dahin wenig genutzte Mdglichkeit in Anspruch genommen, in Zivilverfahren
nach MaBgabe des § 128a der Zivilprozessordnung Videoverhandlungen durchfihren zu kén-

nen.

Beschrankt auf Verfahren in Zivil- und Familiensachen raumt diese Norm bereits seit dem Jahr
2002 die Moglichkeit ein, Anwalte, Parteien, Zeugen und Sachverstandige in den Sitzungssaal
»Zu schalten”, in dem der richterliche Spruchkérper anwesend ist. Da auch solche Sitzungssale,
die in Corona-Zeiten fir Prasenzverhandlungen zu klein sind, mit dem erforderlichen techni-
schen Equipment ausgestattet werden kdnnen, zeigte sich seit den frihen Sommermonaten
ein gesteigertes Interesse an Videoverhandlungen. Die Organisationsabteilung des Oberlandes-
gerichts hat sich beim Niedersachsischen Justizministerium erfolgreich fir die grundsatzliche
Freigabe der Anwendung ,,Skype-for-Business” auch in Rechtssachen eingesetzt. Begleitend
hat das Referatsteam eine Anleitung fur externe Nutzer erarbeitet und dem Bezirk zur Verfu-
gung gestellt. Am Oberlandesgericht Oldenburg hat sich die Technik als optionales Verfahren
bei verschiedenen Senaten etabliert. Insbesondere in Berufungsverhandlungen von Verfahren
des so genannten Abgasskandals, in denen mit bundesweit agierenden Rechtsanwaltskanzleien
nahezu ausschlieBlich Rechtsgesprache zu flhren sind, laufen die Verhandlungen inzwischen

haufig per Video.

Auf das Jahr 2020 zurickblickend hat die Corona-Pandemie den hiesigen Gerichtsbetrieb mit
einer unerwarteten Wucht zundchst nahezu zum Stillstand gebracht, um ihn dann in den Fol-
gemonaten nachhaltig zu verandern. Ins Zentrum ist die Ricksichtnahme der Justizbediensteten
untereinander sowie gegentber den rechtssuchenden Blrgern geriickt. Aus dem Bestreben,

auch unter den Bedingungen der Pandemie die Arbeit fortsetzen zu kénnen, ist eine Bereit-
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schaft entstanden, Dinge bei Bedarf zu verdndern oder anzupassen, welche die schon angesto-
Bene Digitalisierung der Justiz im hiesigen Bezirk spUrbar gestarkt und beschleunigt hat. Diesen

Weg gilt es 2021 fortzusetzen.

4.2. Landesbetreuungsstelle beim Oberlandesgericht Oldenburg

Die rechtliche Betreuung gewinnt in unserer heutigen Gesellschaft mehr und mehr an Bedeu-
tung. FUr viele Menschen ist eine rechtliche Betreuung durch das Amtsgericht — Betreuungsge-
richt — eingerichtet, weil sie in bestimmten Bereichen ihres Lebens nicht mehr in der Lage sind,
ihre Aufgaben zu erledigen und eine entsprechende Vorsorge- oder Betreuungsvollmacht nicht
vorliegt. Besonders haufig sind das die Aufgabenbereiche der Gesundheitsfirsorge, der Vermo-

genssorge und der Aufenthaltsbestimmung.

Betreuungen sollen in der Regel ehrenamtlich gefthrt werden, aber — sofern sich keine ehren-
amtliche Betreuerin oder kein ehrenamtlicher Betreuer findet —, muss auf Berufsbetreuerinnen
und -betreuer, Vereinsbetreuerinnen und -betreuer oder Behdrdenbetreuerinnen und -betreuer

zuriickgegriffen werden. Das ist in etwa 50% der Betreuungsfalle der Fall.

Das Oberlandesgericht Oldenburg ist seit 2019 weitere Betreuungsbehdérde fur das Land Nie-
dersachsen. Die Leitung dieser Landesbetreuungsstelle hat Mitte 2020 Regierungsdirektorin
Petra Pargmann Gbernommen. Die Landesbetreuungsstelle hat im Wesentlichen folgende Auf-

gaben:

a) die Anerkennung von Betreuungsvereinen nach § 1908f des Blrgerlichen Gesetzbuchs,
b) die Forderung von Betreuungsvereinen mit Fordermitteln des Landes und

c) die Beschaftigung von Behodrdenbetreuerinnen und -betreuern.

Im Jahr 2020 wurden zwei Millionen Euro Férdermittel des Landes auf Grundlage der Richtlinie
Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung von Betreuungsvereinen an etwa sech-
zig anerkannte Betreuungsvereine ausgekehrt. Diese nutzen die Férdermittel unter anderem fur
die Beratung von ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern sowie fiir die Durchfiihrung von

Informationsveranstaltungen.

Zudem fuhren derzeit 15 Behdrdenbetreuerinnen und -betreuer an sechs Standorten in Nieder-
sachsen rechtliche Betreuungen. Eine Befragung der Betreuungsgerichte hat ein sehr positives

Bild auf die Tatigkeit und die fachliche Qualifikation der Behdrdenbetreuerinnen und -betreuer
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geworfen. Anfang 2021 wird das Team in Osnabrlck durch zwei Neueinstellungen verstarkt
werden. Die personelle Verstarkung der weiteren Teams in Braunschweig, Hannover, Hildes-

heim, Oldenburg und Verden steht an.

4.3. Gesundheitsmanagement, Arbeitsschutz und Soziales
Bauarbeiten und Corona

Das Geschaftsjahr 2020 war auch fir das Referat Gesundheitsmanagement, Arbeitsschutz und
Soziales ein besonderes Jahr. Am Anfang des Jahres stand schon fest, dass durch die geplanten
Bauarbeiten im Februar 2020 (Umbau zum Gerichtsaal) der gesamte seitliche Trakt im Erdge-
schoss geraumt werden muss. Die Blros und der Besprechungsraum fielen weg, die Blroaus-

stattungen wurden an verschiedenen Pldatzen im Oberlandesgericht eingelagert.

Parallel dazu beeinflusste die Corona-Pandemie die aktuellen Arbeitsinhalte. Insgesamt machte
diese Situation eine grundsatzliche Umgestaltung der bisherigen Arbeitsstruktur im Gesund-

heitsmanagement notwendig.

Alle Beschaftigten nahmen ihre Arbeit von zu Hause aus wahr. Die technischen Voraussetzun-
gen dazu konnten relativ problemlos geschaffen werden, da schon Laptops und Mobiltelefone
vorhanden waren. AuBerdem arbeitete das Gesundheitsmanagement bereits mit der elektroni-
schen Akte. Im verbliebenen Préasenzblro werden die Akten verwaltet, die nicht elektronisch

erfasst werden dirfen, sowie Abrechnungen bearbeitet und der Posteingang gesichtet.
Psychosoziale Beratung und Krisenintervention

Da die psychosoziale Beratung eine der am haufigsten in Anspruch genommenen Kernaufga-
ben des Gesundheitsmanagements sind, galt es einen adaquaten Ersatz zu finden, um den
raumlichen Ansprichen an eine Beratungssituation sowie der Corona Entwicklung Rechnung

zu tragen.

Dabei entstand die Idee ,Walk and Talk”. Beratungen finden vermehrt und flexibel unter freien
Himmel statt. Im Rahmen eines Spaziergangs, z. B. im Schlossgarten, am Hafen oder auf dem
Huntedeich, kénnen die Ratsuchenden ihr Anliegen l6sungsorientiert besprechen. Diese Idee

hat sich im Laufe des Jahres gut bewahrt.

Darlber hinaus werden Beratungen weiterhin telefonisch oder per Video-Schaltung gefiihrt.

35



Neben den gewohnten Alltagsthemen beschaftigten sich die Beratungen in den letzten Mona-
ten zunehmend auch mit den politischen Entscheidungen zur Corona Situation, mit technischer

Uberforderung und sozialer Isolation im Homeoffice und Erschdpfungssymptomatiken.

Durch die flexiblen Gesprachsangebote wurden die Beratungsbedurfnisse auch unter den ver-
anderten Umstanden gut bearbeitet. Auf diese Weise konnte der zeitweilige Verlust des Bera-
tungsraums zum Teil ausgeglichen werden. In der Zukunft sollen aber die Beratungen auch
wieder in einem Beratungsraum, im geschitzten und wetterunabhdngigen raumlichen Rah-

men, stattfinden. ,Walk and Talk” wird aber auch auf Dauer ein erganzendes Angebot sein.
Fortbildungen und Workshops

Bedingt durch die Einschrankungen der Corona Pandemie konnten 2020 Fortbildungen, Team-
beratungen und Workshops beispielsweise zur Gesundheitsférderung, zur Burnout Pravention,
zur personlichen Resilienz oder zur demographischen Entwicklung in der Arbeitswelt nicht in
der gewohnten Weise durchgefihrt werden. Elemente aus diesen Veranstaltungen fanden da-
her verstarkt Berlcksichtigung bei den individuellen psychosozialen Beratungen oder als digitale

Angebote. Ein Beispiel ist das Trainingsprogramm , AUFKURSBLEIBEN" https:/www.resili-

enz.aufkursbleiben.uni-mainz.de/. Dieses Programm dient der Stressbewaltigung und Resilien-

zstarkung in Corona-Zeiten. Es wurde von der Johannes-Gutenberg-Universitat Mainz in Ko-
operation mit dem dortigen Leibniz Institut fir Resilienzforschung entwickelt und allen Beschaf-

tigten im Bezirk des OLG Oldenburg digital zur Verflgung gestellt werden.
Gefahrdungsbeurteilung psychischer Belastungen

Das Konzept zur Gefahrdungsbeurteilung psychischer Belastungen am Arbeitsplatz wurde vom
Bezirkspersonalrat in Kooperation mit dem Gesundheitsmanagement Uberarbeitet. Das Kon-
zept soll zundchst im Landgerichtsbezirk Aurich erprobt werden. Die Erfahrungen werden dann

auf die Landgerichte Oldenburg und Osnabrtck Ubertragen.

Zugleich wurde das Konzept in eine Dienstvereinbarung eingebettet. Ziel dieser Dienstverein-
barung ist es, den gesetzlichen Vorgaben aus dem Arbeitsschutzgesetz im Sinne einer ganz-
heitlichen Beschwerde- und Krankheitspravention nachzukommen und damit friihzeitig spezi-

fische Belastungen zu erkennen und I6sungsorientiert zu bearbeiten.
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Coaching

Das Coaching-Angebot fir den Bezirk wird weiterhin gut in Anspruch genommen. Viele Fih-
rungskrafte nutzen dieses besondere Angebot zur Reflexion ihres beruflichen Handelns. Sie er-
werben darUber ihre ganz persénliche Kompetenzstarkung und professionalisieren ihren Fih-

rungsstil.

Im Oktober 2020 konnte Frau Ahlrichs aus dem Team des OLG-Gesundheitsmanagements ihre
Zusatzausbildung zum Coach abschlieBen. Dadurch wird die Abhangigkeit von externen An-
bietern verringert. Insgesamt konnte das fachliche Beratungsportfolio des Gesundheitsmana-

gements damit nochmals erweitert werden.
Perspektiven 2021

2021 sollen geplante Fortbildungsveranstaltungen, die zum Teil Corona-bedingt verschoben

werden mussten, nachgeholt werden. Dazu zahlen zum Beispiel:
»Damit die Seele gesund bleibt...” fur Richter/-innen

.Frauen im Berufsalltag der Justizwachtmeistereien”
»Supervision fur Familien- und Betreuungsrichter/-innen”

., Soft Skills fr Proberichter/-innen”

,Burnout Pravention und Resilienzstarkung ftr Fihrungskrafte”

A

Dipl. Gesundheitswissenschaftler

Dipl. Padagogin Dr. Heiner B&gemann

Martina Ahlrichs
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4.4. Zentraler IT-Betrieb Niedersachsen (ZIB)

4.4.1. Amtswechsel im IT-Betrieb der Justiz Niedersachsen

Niederséchsische Justiz hat neuen IT-Leiter

Der Zentrale IT-Betrieb (ZIB) ist fur alle IT-Belange der 17.000 Bediensteten der niedersachsi-
schen Justiz zustandig. Neben dem Service-Desk als zentraler Anlaufstelle fir jeden Bedienste-
ten, der bei der taglichen Arbeit IT-Support bendtigt, sorgen fiinf weitere Organisationseinhei-
ten mit etwa 330 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern fur eine effiziente und arbeitsplatzgerechte

IT-Ausstattung und Unterstltzung.

Die Prasidentin des Oberlandesgerichts, Anke van Hove, dankte dem scheiden-
den Leiter des ZIB Thomas Glahn, der den Betrieb von 2015 bis 2020 geleitet

und mit einer Vielzahl innovativer Projekte ausgebaut hat. Glahn Gbernimmtim

Oberlandesgericht den Vorsitz des 3. Senats, dessen Spezialzustandigkeit im

Thomas Glahn
Familien- und Erbrecht liegt. Bildrechte: Privat

Der Vorsitzende Richter am Oberlandesgericht Dr. Michael Henjes
wurde zum neuen Leiter des ZIB ernannt. Dr. Henjes war seit 2018
Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht Oldenburg. Er war bereits

| von 2016 bis 2018 an das Niedersachsische Justizministerium abge-

; ordnet, wo er sich mit der Er6ffnung des elektronischen Rechtsver-
- Michael Henj
giqd'r\glcchtzieOFI[(?GnJSTdenburg kehrs und der Entwicklung der elektronischen Gerichtsakte beschaf-
tigt hat. Mit der Ubernahme des neuen Aufgabengebiets durch Dr. Henjes gewinnt der ZIB

einen erfahrenen Fachmann in Sachen IT-Verwaltung der Justiz.

38



4.4.2. Der ZIB bildet aus

Der ZIB bildet innerhalb des Fachverfahrensteams fur die ordentli-
che Gerichtsbarkeit Auszubildende fir den Beruf "Fachinformati-
ker - Anwendungsentwicklung” aus. Nach dreijahriger Ausbil-
dung hat Maik Hilfer in diesem Jahr als erster Auszubildender im
Fachverfahrensteam seine IHK-Prifung erfolgreich absolviert. Er
wurde als Softwareentwickler tUbernommen und arbeitet jetzt in-
nerhalb des Projektes "e?T" am ZIB-Standort Wildeshausen. Sechs

weitere Auszubildende, werden zurzeit in Oldenburg und Wildes-

hausen ausgebildet. Neben den technischen Schwerpunkten er-

halten die Auszubildenden auch erste Einblicke in justizspezi- , ~ Maik Hilfer
Bildrechte. ZIB IT-Betrieb Niedersachsen

fische Belange. Aufgrund des Fachkraftemangels ist es in

jungster Zeit schwieriger geworden, IT-Personal fir den &ffentlichen Dienst zu gewinnen. Daher

ist die ZIB-eigene Ausbildung ein wichtiges Standbein fur die zuklnftige Personalausstattung

und -entwicklung des ZIB.

4.5. Neues vom Ambulanten Justizsozialdienst Niedersachsen und der Stiftung Opfer-

hilfe Niedersachsen

Ein Jahr nach dem zehnjahrigen Jubildaum des Ambulanten Justizsozialdienst Niedersachsen

(AJSD) musste sich der Dienst aufgrund der Corona-Pandemie komplett neu aufstellen:

Es mussten alternative Kommunikationswege fir die sozialarbeiterische Tatigkeit gefunden
werden. Personliche Gesprache mit Klientinnen und Klienten konnten vortbergehend nur te-
lefonisch geflihrt werden. Dies ist nattrlich gerade bei Gesprachen, in denen es um Eingliede-
rung, Resozialisierung und Exklusionsvermeidung geht schwierig. Trotzdem ist es den Justizso-
zialarbeiterinnen und Justizsoziarbeitern (JSA) gelungen, den Dienst aufrechtzuerhalten und

sich auf die neue Situation einzustellen.

Wir freuen uns, dass die AussteigerhilfeRechts seit 2019 organisatorisch wieder dem AJSD
Niedersachsen angehdrt. Die Kolleginnen und Kollegen haben als Gastgeber im Oktober die
obligatorische jahrliche Arbeitstagung ausgerichtet, an dem Aussteigerprogramme aller Bun-

deslander beteiligt sind.
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Nachdem der Fortbildungsbetrieb in Form von Prasenzveranstaltungen bis in den September

eingestellt wurde, konnten einige Veranstaltungen danach wieder angeboten werden.

Pandemiebedingt musste das abschlieBende 4. Modul der Zusatzqualifikation fur JSA zur Be-
treuung von Sexualstraftatern im Rahmen von Fihrungsaufsicht und Bewdhrungshilfe im
Marz dieses Jahres kurzfristig abgesagt werden. Erfreulicherweise konnten die JSA durch ein
hybrides Format die Qualifikation im September erfolgreich abschlieBen. Der 7. Durchgang
der Qualifizierung ist bereits geplant und wird im nachsten Jahr anlaufen. Das angestrebte
Ziel ist es, moglichst viele JSA in dem Schwerpunkt fortzubilden, so dass die Arbeit mit dieser

speziellen Klientel von vielen spezialisierten Kraften durchgefihrt verteilt werden kann.

Auch das Berufseinsteigerprogramm fir neueingestellte JSA musste im Frihling abgesagt und
in den Herbst verschoben werden. Aufgrund der gute Erfahrungen mit dem Hybridunterricht,
wird das Fortbildungsangebot auch in Zukunft voraussichtlich nicht mehr ausschlieBlich in der

bisher Gblichen Prasenzform durchgefihrt werden.

In diesem Jahr konnten 15 JSA sowie 7 Verwaltungsmitarbeiterinnen in den Bezirken einge-
stellt werden. Personelle Veranderungen in der Leitung des Dienstes haben sich zudem durch
den seit dem 1. Januar 2020 bereitgestellten eigenstandig verwalteten Haushalt des AJSD er-

geben.

Insgesamt musste sich der AJSD neu ausrichten und sich offen fir moderne Arbeitskonzepte
zeigen. Bedingt durch die notwendige Tatigkeit im Home-Office ergab sich ein Mehrbedarf an
Notebooks und Mobiltelefonen, um die Arbeitsfahigkeit zu gewahrleisten. Gerade der Aus-
stattungsgrad an Notebooks muss im Jahr 2021 noch gesteigert werden. Der Arbeitsalltag

wird sich auch weiterhin verandern.

AufBerdem wird sich ein anlasslich des zehnjahrigen Bestehens durch das Niedersachsische
Justizministerium initiiertes Projekt bis Frihjahr nachsten Jahres mit einer Weiterentwicklung
der Themen Ubergangsmanagement, Gerichtshilfe, Vereinfachung von Verwaltungsstruktu-
ren und Extremismus beschaftigen. Wichtige Fragen sind dabei Themen zur Fortentwicklung
des Ubergangsmanagements in Zusammenarbeit mit dem Strafvollzug und vor allem den
MaBregelvollzugseinrichtungen, Hinweise fiir den Umgang mit extremistischen Straftatern,
Informationsmaterialien zur Gerichtshilfe und Veranderung interner Zustandigkeiten innerhalb
des AJSD.
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Und schlieBlich ist der AJSD beteiligt an dem neuen Projekt MARK (Mobiles Alarmierungs-
und Rettungsrufsystem mittels Koordinatenortung), das ab Mitte 2021 die Sicherheit von JSA

im AuBendienst durch eine verbesserte technische Ausstattung erhéhten soll.

Im August 2020 besuchte die Niedersachsische Justizministerin Havliza das Buro des AJSD in

Verden, um sich Uber die Arbeitsweise ,vor Ort” zu erkundigen.

Besuch der Justizministerin beim Opferhilfebiro Oldenburg
Bildrechte: AJSD Niedersachsen

Auch in der Stiftung Opferhilfe Niedersachsen gab es zwei Besuche der Justizministerin, die
zugleich Vorsitzende des Vorstandes der Stiftung ist: Bei den Besuchen in den Opferhilfeblros
in Oldenburg und Verden fand ein reger Austausch der Ministerin mit den Opferhelferinnen
vor Ort statt. In Verden konnte die Justizministerin zugleich die neuen Raumlichkeiten der Stif-

tung in Augenschein nehmen.

Intensiv sind die Kontakte der Stiftung Opferhilfe zum neuen Landesbeauftragten fur Opfer-
schutz, dem pensionierten Leitenden Oberstaatsanwalt Pfleiderer. Pfleiderer besuchte 2020

alle elf Buros der Stiftung, um die Moglichkeiten der Zusammenarbeit zu erértern.
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Einen Wechsel gab es auch in der Sachgebietsleitung der Stiftung. Nachdem Frau Tilgner als
Sachgebietsleiterin durch ihren Wechsel in die Geschaftsleitung des Oberlandesgerichts aus-

geschieden ist, hat Frau Rdsch im September 2020 die Sachgebietsleitung Gbernommen.

Die psychosoziale Prozessbegleitung, die seit 2017 gesetzlich vorgesehen ist, nimmt in den
letzten Jahren zu. In Niedersachsen sind derzeit 28 Opferhelferinnen und Opferhelfer fir diese

spezielle Aufgabe zusatzlich ausgebildet.

Schon jetzt laufen die Planungen fiir das 20-jahrige Jubilaum der Stiftung Opferhilfe Nieder-
sachsen, das im Jahr 2021 gefeiert werden kann. Trotz der auch in 2021 zu beflrchtenden
Einschrankungen soll es Veranstaltungen in allen elf Bezirken sowie im Oktober eine zentrale
Veranstaltung in Osnabrick geben. Dort sind ein Festakt sowie der 3. Opferhilfekongress der

Stiftung im Zusammenarbeit mit dem Landespraventionsrat Niedersachsen vorgesehen.

5. Kunst, Kultur und Gesellschaft
5.1. Vortrage und Ausstellungen 2020

Aufgrund der weltweiten Covid-19-Pandemie fanden im Jahr 2020 keine Vortrage im Oberlan-

desgericht statt. Ebenso ruhte der Ausstellungsbetrieb.

5.2. Ausblick - Vortrage und Ausstellungen 2021

Aufgrund der groBen Resonanz soll die Vortragsreihe des Oberlandesgerichts Oldenburg aber

im Jahr 2021 fortgesetzt werden. Sie sind herzlich eingeladen!

Weitere Informationen zu diesen und anderen — kostenlosen — Veranstaltungen finden Sie auf

der Homepage des Oberlandesgerichts (www.oberlandesgericht-oldenburg.niedersachsen.de).
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5.2.1. Vortrage 2021

»Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Thema ,,Sterbehilfe” — Die Arbeits-

weise des Bundesverfassungsgerichts”

Der Vortrag zum Thema ,Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Thema ,, Sterbehilfe”
— Die Arbeitsweise des Bundesverfassungsgerichts” soll 2021 nachgeholt werden. Den Vortrag

halt Frau Dr. Sibylle Kessal-Waulf, Richterin des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe.

Frau Dr. Kessal-Wulf ist seit Dezember 2011 Richterin des Bundesverfassungsgerichts und ge-

hort dem Zweiten Senat an.

5.2.2. Sophie-Scholl-Jahr 2021

Die Widerstandskampferin Sophie Scholl ware 2021 hundert Jahre alt geworden. Das Oberlan-
desgericht und das Oldenburgische Staatstheater méchten zu diesem Anlass ihrer gedenken.
FUr Mai 2021 ist die Auffihrung des Ein-Frau-Stlckes ,Name: Sophie Scholl” durch das Staats-
theater im GroBen Sitzungssaal des Oberlandesgerichts geplant. AuBBerdem ist geplant, in den

Raumlichkeiten des OLG die Wanderausstellung der Weile-Rose-Stiftung Miinchen zu zeigen.

Genauere Informationen zu Beginn und Inhalt der Ausstellung sowie zu den Vorstellungstermi-

nen erhalten Sie zu gegebener Zeit auf unserer Homepage.
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5.3. Weitere Ereignisse im Jahresuberblick

5.3.1. Treffen der Landwirtschaftsrichter des Bezirks in Haseliinne

Bildrechte: Privat
Zu einem Erfahrungsaustausch trafen sich am 13./14. Januar 2020 in Haselliinne-Lehrte die im
Bezirk der Oberlandesgerichts Oldenburg tatigen hauptamtlichen Landwirtschaftsrichterinnen
und -richter. Sie nahmen gemeinsam an einer Fortbildung teil und besuchten einen landwirt-
schaftlichen Betrieb in Loherfeld, um einen Einblick in die moderne Landwirtschaft zu gewin-
nen. Gastgeber war der Landwirt und ehrenamtliche Richter Benno Focke aus Hasellinne, der
neben der traditionellen Landwirtschaft 2,35 MW regenerative Energie aus Biogas, Windkraft

und Strom erzeugt.

Die Landwirtschaft hat in Deutschland einen besonderen Stellenwert. Das wirkt sich auch auf
die Gerichtsbarkeit aus. Grundsatzlich wirken in sémtlichen landwirtschaftlichen Verfahren zwei
Landwirte als ehrenamtliche Richter bei der Entscheidung mit und bringen auf diese Weise ihren
besonderen Sachverstand ein. Landwirtschaftssachen werden stets in erster Instanz vor den
Amtsgerichten verhandelt; in der zweiten Instanz sind die Oberlandesgerichte (Landwirtschafts-

senate) zustandig.

44



Zu den Landwirtschaftssachen zéhlen neben den Verfahren Giber Landpachtvertrage (einschliel3-
lich Kiindigungen, Bewirtschaftungsweise und Pachtzins) im Wesentlichen erbrechtliche Strei-
tigkeiten, die die Hofnachfolge, die Abfindung von Miterben sowie das Altenteilsrecht zum
Gegenstand haben. Auch bedarf der Verkauf landwirtschaftlicher Flachen, der im Interesse der
Erhaltung landwirtschaftlicher Betriebe vorrangig an aktiv wirtschaftende Landwirte erfolgen

muss, in Streitfallen der gerichtlichen Genehmigung.

5.3.2. Berufsinformationsveranstaltung , Karrierestart in der Justiz”

Am 23. Januar 2020 nutzen Gber 70 Referendarinnen und Referendare die Gelegenheit, sich
personlich sowohl Uber die Einstellungsvoraussetzungen und den Ablauf des Einstellungsge-
sprachs als auch Uber die Anfangszeit als Richterin bzw. Richter zu informieren. Herr Dr. Oehlers
als kiinftiger Vizeprasident des Oberlandesgerichts begriiBte zunachst die zahlreichen Interes-
sierten. Als Proberichterin berichtete Frau Muller aus erster Hand von ihrer Anfangszeit in der
Justiz, was durch Herrn Richter am Amtsgericht Lahme erganzt wurde. Im Anschluss standen
Frau Klane und Frau Dr. Wilken, die fir die Richterpersonalien beim Oberlandesgericht bzw. bei
der Generalstaatsanwaltschaft verantwortlich sind, Rede und Antwort und Herr Krengel vom
Verwaltungsgericht Oldenburg erlduterte Besonderheiten aus Sicht der Verwaltungsgerichts-
barkeit. Die vielen Nachfragen der Anwesenden zeigten, dass ein reges Interesse an dem Rich-
terberuf besteht. Daher soll die Informationsveranstaltung , Karrierestart in der Justiz” auch im

kommenden Jahr angeboten werden.

5.3.3. Zukunftstag beim Oberlandesgericht am 26. Marz 2020

Traditionsgemal wollte sich das Oberlandesgericht Oldenburg auch in diesem Jahr an der lan-
desweiten Berufsinformationsveranstaltung ,Zukunftstag” beteiligen, um interessierte Kinder
einzuladen, einen Blick hinter die Kulissen der Justiz in Oldenburg zu werfen. Leider wurde der

Zukunftstag aufgrund der Corona-Pandemie kurzfristig abgesagt.

Wir hoffen, die Madchen und Jungen im nachsten Jahr begriiBen zu dirfen.
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5.3.4. ,Rechtsstaatsforderung Ukraine” — Online-Konferenz mit der Ukraine

Seit 2016 pflegt das Oberlandesgericht Oldenburg im Rahmen des Projekts , Rechtsstaatsfor-
derung Ukraine" einen regen Austausch mit dem Berufungsgericht Kiew. Das Projekt wird von
der Deutschen Stiftung fir internationale rechtliche Zusammenarbeit e.V. (IRZ) begleitet. Die
IRZ unterstltzt im Auftrag der Bundesregierung Partnerstaaten bei der Reformierung ihrer
Rechts- und Justizsysteme. Uber die Jahre der Zusammenarbeit konnte das Oberlandesgerichts
bereits zahlreiche ukrainische Richterinnen und Richter in Oldenburg begrten und auch meh-
rere Kolleginnen und Kollegen des hiesigen Oberlandesgerichts haben bereits die Gelegenheit

genutzt, sich vor Ort ein Bild von der ukrainischen Justiz zu machen.

W DU ER  stummeschalten | -
e 10 e afpldllies
1 )

e 8

Online-Konferenz mit Kiew
Bildrechte: OLG Oldenburg

Dieses Jahr konnten — bedingt durch die Corona-Pandemie — weder in Kiew noch in Oldenburg
ein personliches Treffen stattfinden. Gleichwohl war beiden Seiten daran gelegen, den frucht-

baren Austausch aufrechtzuerhalten. Zu diesem Zweck fand jetzt eine Videokonferenz statt.
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Zehn Richterinnen und Richter des Berufungsgerichts Kiew und acht Kolleginnen und Kollegen
des Oberlandesgerichts tauschten sich zu dem zivilprozessualen Thema des selbstandigen Be-
weisverfahrens aus. AuBerdem wurden die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Recht-
sprechung besprochen. Die Prasidentin des Oberlandesgerichts van Hove betonte gegentber
den ukrainischen Partnern, dass es gerade in der aktuellen Situation des ,social-distancing”

darauf ankomme, internationale Freundschaften zu bewahren.

5.3.5. Fortsetzung der Gerichtspartnerschaft mit dem Bezirksgericht Danzig

Auch mit dem Berufungsgericht in Danzig wurden die bereits langjahrig gepflegten Kontakte
dieses Jahr in einer Videokonferenz aufrechterhalten. Dabei ging es inhaltlich vor allem um die
praktischen Herausforderungen, die Corona-Pandemie an die Aufrechterhaltung des Justizbe-

triebes stellt.

Alle Teilnehmenden der beiden virtuellen Konferenzen mit den internationalen Partnergerich-
ten waren sich einig, dass man die freundschaftlichen Beziehungen zwischen den Gerichten
aufrechterhalten will. Sobald es moglich ist, soll es weitere persénliche Treffen zur Vertiefung

des fachlichen und persénlichen Austauschs geben.

5.3.6. Gemeinsam fir die Sicherheit

Gerichtswachtmeister im Einsatz in der Region

Die Sicherheit in den niedersachsischen Gerichtsgebauden ist in den letzten Jahren immer star-
ker in den Fokus getreten. Das Thema Sicherheit spielt nicht nur fir die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Justiz eine wichtige Rolle, sondern auch fir alle anderen, die an Gerichtsver-
handlungen teilnehmen, wie Parteien, Rechtsanwalte, Zeugen, Sachverstandige — aber natir-
lich auch far die Zuhoérer. Denn Gerichtsverhandlungen finden grundsatzlich 6ffentlich statt.

Jedermann kann als Zuhorer teilnehmen.
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Wegen der Stellensituation im Bereich der Wachtmeisterinnen und Wachtmeister stellt die Ge-
wahrleistung der Sicherheit kleinere Gerichte aber vor Herausforderungen. Zur besseren Biin-
delung der Krafte haben das Oberlandesgericht Oldenburg und das Landesarbeitsgericht Nie-
dersachsen eine Kooperationsvereinbarung getroffen: Die Wachtmeisterinnen und Wachtmeis-
ter der Gerichte werden in Zukunft gerichtsibergreifend im gesamten Bezirk die Sicherheit an
den sogenannten , ordentlichen Gerichten”, also den Amts- und Landgerichten und dem Ober-
landesgericht, sowie an den Arbeitsgerichten sicherstellen. Sicherheitskontrollen am Eingang
sollen nicht nur bei Prozessen stattfinden, bei denen mit viel Publikumsverkehr zu rechnen ist.

Auch ,anlassunabhéngige” Kontrollen werden vermehrt durchgefuhrt.

Bildrechte: LG Oldenburg

48



Impressum

Herausgeber:
Oberlandesgericht Oldenburg

- Die Prasidentin -

Richard-Wagner-Platz 1

26135 Oldenburg

Kontakt:

Bettina von Teichman und Logischen, Pressesprecherin
Tel: 0441 220-1340

Fax: 0441 220-1155

Mail: Bettina.vonTeichmanundLogischen@justiz.niedersachsen.de

49



	1. Das Oberlandesgericht Oldenburg im Überblick
	2. Personalnachrichten
	2.1. Wechsel des Vizepräsidenten des Oberlandesgerichts Oldenburg
	2.2. Neueinstellung und Ausbildung
	2.3. Einstellungsinterviews in Corona-Zeiten
	2.4. Dr. Marco Bartsch zum Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht ernannt
	2.5. Dr. Boris Waruschewski zum Richter am Oberlandesgericht ernannt
	2.6. Dr. Daniel Stolz zum Richter am Oberlandesgericht ernannt
	2.7.  Sebastian Hohdorf zum Richter am Oberlandesgericht ernannt
	2.8. Neue Wege der Nachwuchsgewinnung: Die Justizassistenz

	3. Die Rechtsprechung im Jahr 2020
	3.1. Zahlen und Daten
	3.2. Ausgewählte Entscheidungen in Zivilsachen
	3.2.1. Arzthaftungsprozess − Oberlandesgericht bestätigt Schmerzensgeld von 800.000 Euro wegen Behandlungsfehlers
	3.2.2. Hundebiss am Strand von Nethen
	3.2.3. Trennung und Scheidung − welchen Nachnamen trägt das gemeinsame Kind?
	3.2.4. Verlust des Zimmers im Seniorenheim?
	3.2.5. Oberlandesgericht Oldenburg zur Haftung in „Abgas-Fällen“

	3.3. Ausgewählte Entscheidungen in Straf- und Bußgeldsachen
	3.3.1. Unfalltod von zwei Motorradfahrern − Anklageerhebung angeordnet
	3.3.2. Verstoß gegen Denkmalschutz auf Norderney

	3.4. Ausgewählte Entscheidungen als Auswirkungen der Corona-Pandemie
	3.4.1. Haftbefehle in Corona-Zeiten
	3.4.2. Auch Schöffen sind gesetzliche Richter

	3.5. Mehr Raum für Recht

	4. Das Oberlandesgericht jenseits der Rechtsprechung
	4.1. Corona: Vom Beinahe-Stillstand zur beschleunigten Digitalisierung
	4.2. Landesbetreuungsstelle beim Oberlandesgericht Oldenburg
	4.3. Gesundheitsmanagement, Arbeitsschutz und Soziales
	4.4. Zentraler IT-Betrieb Niedersachsen (ZIB)
	4.4.1. Amtswechsel im IT-Betrieb der Justiz Niedersachsen
	4.4.2. Der ZIB bildet aus

	4.5. Neues vom Ambulanten Justizsozialdienst Niedersachsen und der Stiftung Opferhilfe Niedersachsen

	5. Kunst, Kultur und Gesellschaft
	5.1. Vorträge und Ausstellungen 2020
	5.2. Ausblick − Vorträge und Ausstellungen 2021
	5.2.1. Vorträge 2021
	5.2.2. Sophie-Scholl-Jahr 2021

	5.3. Weitere Ereignisse im Jahresüberblick
	5.3.1. Treffen der Landwirtschaftsrichter des Bezirks in Haselünne
	5.3.2. Berufsinformationsveranstaltung „Karrierestart in der Justiz“
	5.3.3. Zukunftstag beim Oberlandesgericht am 26. März 2020
	5.3.4. „Rechtsstaatsförderung Ukraine“ − Online-Konferenz mit der Ukraine
	5.3.5. Fortsetzung der Gerichtspartnerschaft mit dem Bezirksgericht Danzig
	5.3.6. Gemeinsam für die Sicherheit



